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1. Räumlicher Geltungsbereich und gegenwärtige Situation 

1.1 Räumlicher Geltungsbereich 
Der räumliche Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr.18 – Käm-
perstraße/Steinerstraße liegt im historischen Stadtkern der Wallfahrtsstadt Werl. Es han-
delt sich um einen ca. 1.500 m² umfassenden Bereich zwischen der Kämperstraße, der 
Steinerstraße und Am Rykenberg. Der räumliche Geltungsbereich umfasst die Flurstü-
cke 1279 (teilweise),180 und 1309 der Flur 38, Gemarkung Werl. 
 

  

Abb. 1: Geltungsbereich des Bebauungsplans 

1.2 Gegenwärtige Situation im Plangebiet und seiner Umgebung 
Das Quartier nördlich des Steinertorplatzes bildet eine Eingangssituation zur Innenstadt 
und zur zentralen Haupteinkaufsstraße Steinerstraße bzw. zum Marktplatz. 
Die Gebäude Kämperstraße 2 sind ein prägendes Ensemble, stehen jedoch seit langem 
leer und stellen aufgrund ihres schlechten baulichen Zustandes einen städtebaulichen 
Missstand in exponierter Lage dar. 
Das Grundstück ist bis zur Jahrtausendwende als Möbelhaus genutzt worden. Seitdem 
fanden nur Nutzungen als Lagerfläche statt. 
In der näheren Umgebung finden sich neben Wohnnutzungen, Einzelhandels- und 
Dienstleistungsnutzungen sowie öffentliche und private Stellplatzflächen. 
Aufgrund der baulichen Dichte sind nur wenige Grünstrukturen im Parkplatzbereich 
Kämperstraße vorhanden. Diese Grünstrukturen befinden sich im Bereich des Treppen-
aufgangs zwischen Kämperstraße und Am Rykenberg (ehem. Flurstück 1279). Der Blo-
ckinnenbereich ist vollständig versiegelt und weist keinerlei Bepflanzungen auf. 
Der Innenhof ist für Pkw über eine östliche Zufahrt von der Kämperstraße erschlossen. 
Diese Zufahrt wird auch von den Anliegern der Steinerstraße 42 für die rückwärtig lie-
gende Garage genutzt. 
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Abb. 2: Lufbild des Plangebiets, geobasis nrw, 2021 

2. Ziel und Zweck der Bebauungsplanaufstellung 
Am südlichen Ende der Werler Fußgängerzone lassen sich städtebauliche Missstände 
(z.B. Leerstände und Renovierungsbedarf einzelner Gebäude) erkennen. Um diesen 
Missständen entgegenzuwirken, soll ein neues Bebauungs- und Nutzungskonzept um-
gesetzt werden, das zugleich Rücksicht auf den denkmalgeschützten Bestand nimmt.  
Im Sommer 2020 wurde das Integrierte Städtebauliche Entwicklungskonzept (ISEK) für 
den Stadtkern Werl beschlossen. Ein zentrales Ziel dieses ISEK ist die Erneuerung und 
Umwandlung der Fußgängerzone zu einem abwechslungsreich nutzbaren Wohn-, Han-
dels- und Begegnungsraum. Das Vorhaben soll in diesem Sinne eine Aufwertung des 
Stadtkerns durch eine Nutzungsmischung und Restaurierung der historischen Bausub-
stanz bewirken. „Die Konzentration auf den zentralen Bereich der Fußgängerzone, die 
Gestaltung und Anpassung der Gebäude und des Umfeldes, die Nachnutzung leerste-
hender Gebäude und die bessere Verknüpfung der Handelsangebote erhalten die Ver-
sorgungsfunktion des Stadtkerns für Werl“ (ISEK 2020). Auch entsprechen die Leer-
standsbeseitigung und die Schaffung von Wohnraum -auch im Erdgeschoss- im Quartier 
der südlichen Fußgängerzone den Empfehlungen der Potenzialanalyse für die Fußgän-
gerzone und daran angrenzende Bereiche der Wallfahrtstadt Werl (Stadt und Handel, 
Oktober 2021). 
Der Bebauungsplan sieht in diesem Zusammenhang vor, verschiedene Wohnungsange-
bote sowie Versorgungseinheiten für bestimmte Zielgruppen (z.B. Senioren) festzuset-
zen. 
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Unter Beachtung denkmalschutzrechtlicher Vorgaben der Gebäude Kämperstraße 2 sol-
len durch einen Neubau bzw. eine Umnutzung 27 Wohneinheiten planungsrechtlich er-
möglicht werden.  
 
Die Neubebauung erhält eine Tiefgarage. Die Bebauung erfolgt im Rahmen des öffent-
lich geförderten Mietwohnungsbaus und bietet zugunsten des altersgerechten Wohnens 
barrierefreie Wohnungen sowie Wohnungen in verschiedenen Größen (bis zu Drei-
Zimmer-Wohnungen). 
Zwischen der Wallfahrtsstadt Werl und der GbR wird ein Durchführungsvertrag ge-
schlossen.  
 
Die Planung des Vorhabenträgers steht in engem Zusammenhang mit dem Vorhaben 
des Trägers Wieschebrock auf den nördlich angrenzenden Grundstücken. Deshalb wer-
den die baurechtlichen Voraussetzungen hierfür in zwei parallel aufzustellenden vorha-
benbezogenen Bebauungsplänen geschaffen: 

 Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 18 „Kämperstraße/Steinerstraße“ der 
Wallfahrtsstadt Werl (Steinertor – Dr. Atanassow – Dr. Kerber GbR) 

 Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 19 „Am Rykenberg/Kämperstraße“ (Bau-
vorhaben Wieschebrock). 

 
Die Aufstellung der zwei vorhabenbezogenen Pläne wird zeitlich parallel durchgeführt. 

2.1 Art des Verfahrens 
 

Der Bebauungsplan wird im beschleunigten Verfahren gem. § 13a BauGB als Be-
bauungsplan der Innenentwicklung aufgestellt, da das Grundstück des Geltungsberei-
ches als Potenzialfläche im zentralen Innenstadtbereich gewertet wird. Im beschleunig-
ten Verfahren gelten die Vorschriften des vereinfachten Verfahrens nach § 13 Absatz 2 
und 3 Satz 1 BauGB. Im vereinfachten Verfahren kann von der frühzeitigen Unterrich-
tung und Erörterung nach § 3 Absatz 1 und § 4 Absatz 1 BauGB abgesehen werden. 
Frühzeitige Beteiligungsschritte wurden dennoch durchgeführt. 
In einem beschleunigten Verfahren können Bebauungspläne u.a. aufgestellt werden, um 
die Wiedernutzbarmachung von Flächen, die Nachverdichtung oder andere Maßnahmen 
der Innenentwicklung vorzubereiten. 
Die im Zuge der Bauleitplanung zu bewältigenden Konflikte sind durch ein beschleunig-
tes Verfahren lösbar; es sind keine besonderen Konflikte im Hinblick auf Umweltbelange 
ersichtlich.  Auch mit den bekannten Boden- und Baudenkmälern kann im Rahmen die-
ses Verfahrens in Sinne der denkmalschutzrechtlichen Regelungen konfliktfrei umge-
gangen werden.  Zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 18 „Kämperstra-
ße/Steinerstraße“ der Wallfahrtsstadt Werl muss keine formale Umweltprüfung nach § 2 
Abs. 4 BauGB durchgeführt werden. Dennoch sind im Rahmen der Bebauungsplanver-
fahren die umweltbezogenen abwägungserheblichen Belange sachgerecht zu ermitteln 
und darzustellen. 
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2.2 Art des Bebauungsplans 
Gemeinden können gem. § 12 BauGB durch einen vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
die Zulässigkeit von Vorhaben bestimmen, wenn sich der Vorhabenträger auf der Grund-
lage eines mit der Gemeinde abgestimmten Plans zur Durchführung der Vorhaben und 
der Erschließungsmaßnahmen (Vorhaben- und Erschließungsplan) bereit erklärt und in 
der Lage ist. Er verpflichtet sich weiterhin zur fristgerechten Durchführung und zur Tra-
gung von Planungs- und Erschließungskosten ganz oder teilweise vor dem Beschluss 
nach § 10 Abs. 1 BauGB (Durchführungsvertrag). Die Bestandteile eines vorhabenbezo-
genen Bebauungsplans sind ursprünglich ein Vorhaben- und Erschließungsplan und ein 
Durchführungsvertrag. Die Planzeichnung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
Nr. 18 – Kämperstraße/Steinerstraße – verbindet dabei gem. § 12 Abs. 3 BauGB den 
Vorhaben- und Erschließungsplan und einen Rechtsplan nach Baugesetzbuch. 
Im Durchführungsvertrag werden u.a. die denkmalerhaltende Umsetzung durch den Vor-
habenträger, die Kostenübernahme, Einzelheiten zum Vorhaben und die Ausführungs-
frist des Bauvorhabens verbindlich geregelt. 

3. Bestehendes Planungsrecht 

3.1 Regionalplan 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans wird im Regionalplan des Regierungsbezirks 
Arnsberg, Teilabschnitt Kreis Soest und Hochsauerlandkreis, als Allgemeiner Siedlungs-
bereich (ASB) dargestellt. Durch diese Darstellung steht das Vorhaben den Zielen der 
Regionalplanung grundsätzlich nicht entgegen. 

3.2 Landesentwicklungsplan 
Im Landesentwicklungsplan NRW (LEP NRW) sind Ziele und Grundsätze der Sied-
lungsentwicklung aufgeführt. Die Wallfahrtstadt Werl ist ein Mittelzentrum mit Lage im 
Kreis Soest. Somit hat Werl die Versorgungsfunktion für das eigene Stadtgebiet und die 
benachbarten kleineren Gemeinden. Mit ihrem historischen Stadtkern gehört die Stadt zu 
den landesbedeutsamen Kulturlandschaftsbereichen der Soester Börde und des Hell-
wegbereiches. 

3.3 Flächennutzungsplan 
Der wirksame Flächennutzungsplan der Stadt Werl stellt den Planbereich als Kerngebiet 
dar. Aufgrund der überwiegenden Wohnnutzung im Zuge des Vorhabens soll der Plan-
bereich zukünftig als Wohnbaufläche abgebildet werden. Für diese Berichtigung des Flä-
chennutzungsplanes wirkt die Regelung des beschleunigten Verfahrens nach 
§ 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB, wonach der Flächennutzungsplan im Wege der Berichtigung 
anzupassen ist. Hierdurch ist ein Änderungsverfahren nicht erforderlich. 
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3.4 Landschaftsplan 
Der Planbereich liegt nicht im Geltungsbereich eines Landschaftsplans. 

3.5 Bebauungspläne 
Das Plangebiet liegt im Geltungsbereich der 6. und 11. Änderung des Bebauungsplans 
Nr. 19 „Sanierung Innenstadt I“ mit folgenden wesentlichen Festsetzungen: 

 Kerngebiet 
 Zulässigkeit von drei Geschossen 
 Grundflächenzahl / GRZ: 1,0; Geschossflächenzahl / GFZ 2,0 
 geschlossene Bauweise, Satteldach und festgesetzte Firstrichtung parallel zur 

Kämperstraße  
 durchgehende Verkehrsfläche mit der Zweckbestimmung öffentliche Parkfläche 

mit Treppe, Grünanlagen und Fußweg zwischen Kämperstraße und Am Ryken-
berg.  

 
Mit der Rechtswirksamkeit des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 18 treten für 
seinen Geltungsbereich die bisherigen Festsetzungen des Bebauungsplans Nr.19 „Sa-
nierung Innenstadt I“, 6. und 11. Änderung außer Kraft. 

3.6 Denkmal- und Gestaltungssatzung „Altstadt Werl“ 
 

Die Satzungen für den Denkmalbereich der Werler Altstadt vom 14.09.88 und die Gestal-
tungssatzung als örtliche Bauvorschrift über die Gestaltung der Stadt Werl gem. § 86 
Landesbauordnung NW vom 29.09.1999, zuletzt geändert durch die 2. Satzung zur Än-
derung der Gestaltungssatzung der Stadt Werl vom 15.12.2011 sind anzuwenden. 
Der Satzung für den Denkmalbereich der Werler Altstadt vom 14.09.88 ist zu entneh-
men:  
Kämperstraße  
Die Kämperstraße umschließt als nord-südlich verlaufende Längsachse den historischen 
Siedlungskern um die Pfarrkirche. Als Torstraße verbindet sie das ehem. Steinertor mit 
dem Kälbermarkt. Der Verlauf und weitgehend auch die Breite sind identisch mit dem 
Urkataster von 1829. 
Laut Satzung liegen die Gebäude Nr. 2 und 3 als raumverengende Baukörper am An-
fang der Kämperstraße in stadträumlich äußerst wichtiger Lage am Bündelungsbereich 
vor dem ehem. Steinertor „Nr. 2 mit zwei hohen Geschossen und schiefergedecktem 
Mansarddach sowie straßenraumwirksamen, der Dachform angepassten Gauben.“ 
Durch den Erhalt des Gebäudes Kämperstraße 2 werden diese Schutzziele bewahrt. 
 

Am Rykenberg  
Die Straße Am Rykenberg verbindet Kämperstraße und Steinerstraße. Geschützt ist, 
laut Satzung, das Prinzip, die Schulgasse mit der Kämperstraße zu verbinden. Die Häu-
ser Nr. 1 (ehem. Erbsälzerhaus Brandislilien, heute Städtisches Museum Am Rykenberg 
– Wedelin-Leidinger-Haus) und Nr. 2 sind als Baudenkmäler geschützt, da beide das Er-
scheinungsbild des durchgrünten Bereichs beiderseits der Schulgasse prägen. Dieser 
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Schutzstatus wird durch das Vorhaben nicht berührt, da der geschützte Bereich die nörd-
lich verlaufende Straße Am Rykenberg betrifft. 
 
Blickbeziehungen auf die Altstadt sind geschützt, sofern sie die Stadtsilhouette sichtbar 
werden lassen. Als prägnant gilt die Sichtbeziehung von der Kämperstraße durch die an-
steigende Krämergasse auf den Kirchplatz mit dem dominanten Turm der Pfarrkirche als 
Raumabschluss. Als weitere prägnante Sichtbeziehung gilt diejenige vom Steinertor 
durch die Steinerstraße bis zur Fassade der Alten Wallfahrtskirche. Diese Sichtbezie-
hungen werden durch das Vorhaben nicht berührt. 
Ein Eingriff in das geschützte Straßennetz der Altstadt ist ebenfalls nicht Gegenstand 
des Bebauungsplans. 

4. Städtebauliches Konzept  
 
Das Eckgrundstück Kämperstraße 2 am südlichen Zugang der Werler Innenstadt soll im 
städtebaulichen Entwurf von Tepe & Grützbach Architekten eine gestalterische Aufwer-
tung und revitalisierende Nutzung erfahren. Zwei der Gebäude sind denkmalgeschützt 
und sollen in ihrer historischen Form instandgesetzt und mit einer Wohnnutzung „zu-
kunftsfähig“ gemacht werden.  
Zu diesem Vorhaben verpflichtet sich der Vorhabenträger im Durchführungsvertrag. 
Der Rest der nicht denkmalgeschützten Bausubstanz, größtenteils neuere Anbauten, soll 
abgerissen werden. An dieser Stelle soll stattdessen ein neues Gebäude erbaut werden, 
welches sich an vorherige Strukturen und Grenzen anlehnt.  
Das denkmalgeschützte Gebäude wird somit in Form eines Solitärs beibehalten, jedoch 
funktional in das gesamte Vorhaben einbezogen. Es erhält zusätzlich an seiner Nordsei-
te einen außen befindlichen Aufzug sowie Balkone. Ebenso wird Zugang zum benach-
barten Untergeschoss der Tiefgarage hergestellt. 
Die bisher im städtischen Eigentum befindliche Teilfläche der Gemarkung Werl, Flur 38, 
Flurstück 1309 soll in die Neukonzeption dieses Bereiches einbezogen werden. Hier-
durch fallen die bisherige fußläufige Verbindung zwischen „Kämperstraße“ und der Stra-
ße „Am Rykenberg“ mit Treppe und Grünstrukturen sowie der angrenzende öffentliche 
Parkplatz mit Stellplätzen weg (vgl. auch Abb. 4, angrenzender B-Plan Nr. 19). 
Trotz des hohen Überbauungsgrades in Bestand und Planung sind Grünanlagen im 
Plangebiet realisierbar. 
Das neu geplante Gebäudeensemble sieht, einschließlich der Denkmäler, drei Gebäude-
teile vor. Es wurde in Koordination mit dem beratenden Landschaftsverband Westfalen-
Lippe erdacht. 
Die Baukörper halten die historischen Blockgrenzen ein. 
Der Neubau soll dreigeschossig zzgl. Dachgeschoss und einem teilweise sichtbaren Un-
tergeschoss errichtet werden. Der von Südwesten sichtbare Teil des Untergeschosses 
wird mit Grünsandstein verkleidet und erhält als Abschluss ein 90 cm hohes Geländer. 
Die Firsthöhen liegen unterhalb des denkmalgeschützten Gebäudes Kämperstraße 2, so 
dass dessen städtebauliche Vorrangstellung bewahrt wird. Der Geschosswohnungsbau 
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ist mit Walm- und Sattelwalmdächern in roter Farbe geplant. Der Neubau erhält auch 
größere, begrünte Flachdachbereiche. Gemäß Gestaltungssatzung sind diese jedoch 
untergeordnet sowie vom öffentlichen Verkehrsraum schwer einsehbar. Insgesamt bildet 
die nördliche Fassade des Neubaus einen Rücksprung, so dass auch dort ein grüner Hof 
entstehen kann. Die Fassaden werden nach Gestaltungssatzung mit einem Außenputz 
in hellem Erdton (hellgelb, pastellfarben) hergestellt. 
Die besondere Dachkonstruktion des Denkmals 2 (Wirtschaftsgebäude) bleibt erhalten. 
Die vorhandenen Dachziegel in roter Farbe werden wieder verwendet. 
 
Es wird eine Wohn-/Nutzfläche von ca. 2.340 m² und 27 Wohneinheiten entstehen.  
 
Von den nach Stellplatzsatzung erforderlichen Stellplätzen werden 15 Kfz-Stellplätze und 
10 Fahrradstellplätze in einer Tiefgarage angeordnet.  
Die gesamte Wohnanlage bietet Wohnungen an, die größtenteils altengerecht gestaltet 
werden und teilweise auch für Familien geeignet sind.  
Während insgesamt 18 Wohneinheiten im neu zu bauenden Gebäude errichtet werden 
sollen, ist außerdem geplant, 9 zusätzliche Wohneinheiten in den zwei denkmalge-
schützten Bestandsgebäuden D1 und D2 zu etablieren. 
 
Im Zuge der Planentwicklung (Überarbeitung des Vorentwurfs) erfolgten hinsichtlich der 
Wohnbauförderung konzeptionelle Anpassungen im architektonischen Entwurf: 
 

 Grün- und Freiflächen 
Verzicht auf einen zweiten Neubau entlang der Kämperstraße, um mehr Freiflä-
chen zu gewinnen. Die Abgrenzung zur Kämperstraße erfolgt nun durch eine mit 
Grünsandstein verkleidete Stützmauer, die im Untergeschoss nahezu grenzstän-
dig eingeschossig und im Erdgeschoss in mit einem Geländer in Höhe von 90 cm 
hergestellt wird, der Treppenaufgang entfällt. Die den Wohnungen im Neubau 
vorgelagerten Freiflächen können als Individualbereiche mit Hecken gestaltet 
werden. Für die Wohnungen der Obergeschosse sind Balkone, bzw. Loggien ge-
plant. Lediglich die notwendigen Verkehrsflächen werden befestigt. Die Dachbe-
grünung des Untergeschosses wird teilweise als „generationengerechte“ Spiel-
platzfläche angelegt, d.h., dass ein allgemeiner Treffpunkt für alle Bewohner her-
gestellt wird.  

 Bedingt durch eine geänderte Wohnungserschließung ist keine Wohnung zum 
Norden ausgerichtet. 

 
Die Planung dient der Behebung städtebaulicher Missstände (z.B. Häufung von Leer-
ständen am Eingang der Fußgängerzone, Sanierungsbedarf, unattraktive Raumkanten in 
der südlichen historischen Altstadt) i.S.d. ISEK für den Werler Stadtkern. Hierfür soll un-
ter Beachtung denkmalschutzrechtlicher Belange neuer Wohnraum im Geltungsbereich 
des Bebauungsplanes geschaffen werden.  
Das zusätzliche Wohnraumangebot soll außerdem im Rahmen des öffentlich geförderten 
Mietwohnungsbaus erfolgen und barrierefreie bzw. altersgerechte Wohnungen zur Ver-
fügung stellen. 
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Der Konzeption liegen Auswertungen des Werler Wohnungsmarktprofils durch die Vor-
habenträger zugrunde, wonach die Entwicklung der Bevölkerungszahlen ab 65 Jahre 
deutlich zunimmt, die Altersklassen darunter hingegen eine negative Bilanz aufweisen.1  
 

 
Abb. 3: Lageplan - Dachdraufsicht, zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 18 - Kämperstraße / Steiner-
straße -Tepe, Grützbach Architekten, Arnsberg 2022 
 

                                              
 
 
 
 
 
1 Vgl. NRW.Bank, Werl Wohnungsmarktprofil 2020, Wohnungsmarktbeobachtung Nordrhein-Westfalen, 
Ausgewählte Wohnungsmarktindikatoren, Düsseldorf 2021 
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Abb. 4: Lageplan des nördlich angrenzenden Vorhabens mit privaten Stellplätzen, Architekt Reher, Werl, 2021 
 

Die Nordfassade des Neubaus grenzt Am Rykenberg an ein privates Grundstück, für das 
der vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 19 „Am Rykenberg/Kämperstraße“ (Bauvor-
haben Wieschebrock) aufgestellt wird. (vgl. Abb. 4).  
An der Nordgrenze des Plangebietes soll weder mit der nach § 6 erforderlichen Ab-
standsfläche noch mit einer Gebäudeabschlusswand gebaut werden. Vielmehr weist das 
Vorhaben nach Norden Fenster, Balkone, Terrassen und einen Rücksprung auf. Zur 
Vereinbarung dieser Bebauung mit bauordnungsrechtlichen Anforderungen ist für die 
nördlich angrenzenden Flurstücke 1203, 1042, 1294 und 1284 der Flur 38, Gemarkung 
Werl, die Eintragung einer Freiflächenbaulast erforderlich. Die private Fläche zwischen 
dem Vorhabengrundstück und der Straßenfläche „Am Rykenberg“ ist nur ca. 5 m tief und 
für eine eigenständige Bebauung nicht geeignet.  
 
Der parallel in Aufstellung befindliche vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 19 wird auf 
der privaten Fläche, die unmittelbar nördlich an den vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
Nr. 18 angrenzt, entsprechend der bereits beststehenden Nutzung private Stellplätze 
festsetzen. Die private Fläche nördlich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 
Nr. 18 kann daher zukünftig nur für Stellplätze genutzt werden. Es besteht somit die Ver-
pflichtung, den im Lageplan dargestellten Teil des Grundstücks so zu nutzen, dass eine 
gegenseitige Brandgefährdung mit dem Gebäude auf dem Grundstück Gemarkung Werl, 
Flur 38, Flurstücke 180 und 1309 (VBB 18), ausgeschlossen ist. Das heißt, die Nutzung 
dieser Fläche ist ausschließlich als Freifläche zugelassen. Ausgenommen ist die grenz-
ständige Nutzung als Stellplätze für Kraftfahrzeuge und Fahrräder. 
 
Der Verzicht auf eine Abstandsfläche und gleichzeitig Fensteröffnungen beim vorhaben-
bezogenen Bebauungsplan Nr. 18 ist mit der benachbarten Nutzung offener Stellplätze 
vereinbar. Stellplätze bedürfen keines Schutzes von Belichtung, Belüftung oder Sozial-
abstand. Dass Pkw vor Fenstern geparkt werden, ist brandschutztechnisch unbedenk-
lich. Um eventuelle Beeinträchtigungen durch die Parkvorgänge zu verringern, sind ab-
schirmende Hecken vorzusehen sowie die Fenster im Erdgeschoss mit geschlossenen-

Private Stellplätze  
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Brüstungen zu versehen (vgl. Punkt 8 Immissionsschutz). Die textliche Festsetzung Nr. 4 
Einzelne Flächen für das Anpflanzen und Erhalten von Gehölzen ist entsprechend an-
zuwenden (vgl. Punkt 5.5. Grünordnerische Festsetzungen). 
Zudem sprechen städtebauliche Aspekte hier gegen eine lange hohe Gebäudeab-
schlusswand ohne Öffnungen. In der Außenwirkung sind die privaten Stellplätze von öf-
fentlichen Stellplätzen kaum zu unterscheiden. Gebäude mit Fenstern und die vorgela-
gerten Stellplätze entsprechen dem Platzcharakter in diesem Bereich in angemessener 
Weise. 
 
Stellplatzkonzept 
Gemäß dem in der Stadt Werl angewandten Stellplatzschlüssel soll je Wohneinheit 1 
Pkw-Stellplatz sowie 1 Fahrradstellplatz hergestellt werden. Dieser Stellplatzschlüssel 
wird für alle geplanten Nutzungen angewendet. In der geplanten Tiefgarage werden 15 
Pkw-Stellplätze und 10 Fahrradstellplätze angeordnet. Im Innenhof werden zwei weitere 
Fahrradabstellanlagen für 17 Fahrräder hergestellt 
Oberirdisch werden im Bebauungsplan keine Pkw-Stellplätze festgesetzt. Da demzufolge 
nach Stellplatzschlüssel nicht genügend Stellplätze hergestellt werden können, macht 
der Vorhabenträger von der Möglichkeit der Ablösung für 12 Stellplätze Gebrauch. 
Die finanzielle Ablösung dieser Stellplätze nach Stellplatzablösesatzung der Stadt Werl 
wird vertraglich gesichert. 

5. Inhalte des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 

5.1 Art der baulichen Nutzung 
 
Zulässiges Vorhaben und zulässige bauliche Anlagen 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind bauliche Anlagen und Gebäude gemäß 
den zeichnerischen Darstellungen im Plankonzept und Ansichten/Grundrissen sowie 
gemäß den textlichen Festsetzungen zulässig. Abweichungen von den Grundrissen sind 
ausnahmsweise zulässig, sofern sie dem Erhalt der denkmalgeschützten Bausubstanz 
dienlich sind. 
Es wird kein Baugebiet nach BauNVO festgesetzt, sondern vorhabenbezogen eine 
„Wohnanlage“.  
Zulässig sind: 

- in den Obergeschossen aller Gebäude nur Wohnungen  
- in den Erdgeschossen aller Gebäude  

o Wohnungen 
o Anlagen für soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke 

 
Anlagen für soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke bleiben ausgeschlossen, 
wenn sie im Sinne des § 15 BauNVO nach Anzahl, Lage, Umfang oder Zweckbestim-
mung der Eigenart des Wohngebäudes widersprechen. Sie sind auch unzulässig, wenn 
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von ihnen Belästigungen oder Störungen ausgehen können, die nach der Eigenart des 
Wohngebäudes selbst oder in dessen Umgebung unzumutbar sind, oder wenn sie sol-
chen Belästigungen oder Störungen ausgesetzt werden. 
Zulässig sind bauliche Anlagen mit einer Wohn- und Nutzfläche von 2.340 m². Davon be-
trägt die reine Wohnfläche 1.735 m² (Neubau 1.098 m², Denkmale 637 m²).  

5.2 Maß der baulichen Nutzung 
Das Maß der baulichen Nutzung wird bestimmt über die zeichnerische Festsetzung der 
Gebäude, der Grünflächen sowie der Tiefgarage einschließlich Ein- und Ausfahrt. 
 

 
Höhe baulicher Anlagen 
Zusätzlich erfolgt eine zeichnerische Festsetzung der maximal zulässigen Höhen bauli-
cher Anlagen als bauliche Oberkanten über NHN in Verbindung mit vermaßten Gebäu-
deschnitten. Als Bezugspunkt wird die Fußbodenoberkante (OKF) des bestehenden Ge-
bäudes Kämperstraße 2 mit 93,87 m ü. NHN sowie je 93,25 m ü. NHN für den Neubau 
und das Denkmal 2 festgesetzt. Es werden max. zulässige First- und Traufhöhen (FH 
und TH) sowie die max. zulässige Anzahl der Vollgeschosse festgesetzt. Die baulichen 
Oberkanten bleiben insgesamt unter der Firsthöhe des denkmalgeschützten Gebäudes 
der Kämperstraße 2. Für den Neubau ist eine max. Firsthöhe von 108,5 m ü. NHN zu-
lässig, damit unterschreitet dieses Gebäude die Firsthöhe des Denkmals 1 (110,00 m ü. 
NHN).  
Das jeweilige Dachgeschoss des neu geplanten Gebäudes wird nicht als Vollgeschoss 
ausgebildet. Das Kellergeschoss/Tiefgarage ist auf die festgesetzte Zahl der maximal zu-
lässigen Vollgeschosse nicht anzurechnen. 
Das bestehende Gebäude Kämperstraße 2 weist eine absolute Gebäudehöhe von 16 
Metern auf. 

5.3 Überbaubare Grundstücksfläche 
Die zulässige überbaubare Grundfläche ergibt sich aus der Planzeichnung. Die zeichne-
rischen Darstellungen ergeben einschließlich Tiefgarage, Terrassen/Balkone und Unter-
bauung des Hofes rechnerisch eine bauliche Ausnutzung der Grundstücksflächen inner-
halb des Vorhaben- und Erschließungsplans bis zu 79 % (ca. 1.217 m²), was einer 
Grundflächenzahl (GRZ) von 0,8 entspricht. Damit wird die zulässige Obergrenze für ei-
ne kerngebietstypische Nutzungsmischung entsprechend des wirksamen Bebauungs-
plans Nr. 19 „Sanierung Innenstadt I“ mit einer GRZ von 1,0 unterschritten. 
Die Tiefgarage und Kelleranlagen erstrecken sich unterhalb des Neubaus. Die Ein- und 
Ausfahrt ist von der Kämperstraße vorgesehen. Die Lage der Zu- und Abfahrt der Tiefga-
rage ist in der Planzeichnung festgelegt. Die Tiefgarage erstreckt sich auch unterhalb 
des Hofes. Im Bebauungsplan wird die Abgrenzung der Tiefgarage unterhalb der nicht 
überbauten Flächen zeichnerisch separat festgesetzt. Zur Wahrung von ausreichenden 
Sichtverhältnissen beim Ausfahren aus der Tiefgarage weicht deren Außenwand an der 
südwestlichen Grundstücksgrenze entlang der Kämperstraße bis zu einer Tiefe von ca. 2 
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Metern von der Grundstücksgrenze zurück. Die Freifläche ist als private Grünfläche fest-
gesetzt. 
Der geplante Grundriss des Untergeschosses einschließlich Tiefgarage wird in die Plan-
zeichnung übernommen und damit Bestandteil des Bebauungsplans. 
Die Gestaltung der zeichnerisch festgesetzten Flächen im Innenhof wird im Durchfüh-
rungsvertrag geregelt. Dabei ist eine Spielfläche von 85 m² mit einer anteiligen Sandflä-
chen von 17 m² und sieben Bänken vorgesehen. Die unbebaute Dachfläche des Unter-
geschosses ist zu begrünen. 

5.4 Geh-, Fahr- und Leitungsrechte 
Im vorhabenbezogenen Bebauungsplan wird ein Geh- und Fahrrecht zugunsten des 
Flurstücks 181, Flur 38, Gemarkung Werl gesichert. Über das Flurstück 180 ist damit ei-
ne Zufahrt von der Kämperstraße ausgehend zur Rückseite des Gebäudes Steinerstraße 
42 als Baulast gesichert. 

5.5 Grünordnerische Festsetzungen 
Im Innenhof sind neben der Dachbegrünung des Untergeschosses kleinflächig private 
Grünflächen/Beete zeichnerisch festgesetzt.  
Vor der Brüstung entlang der Kämperstraße ist die private Grünfläche mit Vegetation von 
max. 0,6 m Höhe zu begrünen. Diese Grünfläche dient einerseits zur Abgrenzung von öf-
fentlicher und privater Fläche und andererseits leitet sie Fußgänger auf die gegenüber-
liegende Straßenseite, da die begehbare Fläche hier endet. Einzelheiten dazu werden im 
Durchführungsvertrag geregelt. Diese nördliche Straßenseite wird im weiteren östlichen 
Verlauf voraussichtlich mit Schrammbord ausgebaut, das heißt die Fläche ist nicht als 
Fußweg ausgelegt.  Damit wird der Querschnitt bzw. Ausbaustandard der Bestandsitua-
tion auf Höhe der Kämperstraße 2 weitergeführt.  
Die Beschränkung der Wuchshöhe beruht auf der notwendigen Einhaltung des Sicht-
dreiecks für das Ausfahren aus der Tiefgarage.   
Neben der gestalterischen Wirkung haben die Pflanzmaßnahmen eine ökologische 
Funktion. 
Die festgesetzten privaten Grünflächen / Beete sind als Grünflächen fachgerecht anzule-
gen, dauerhaft zu erhalten und wo möglich mit Hecken einzufrieden. Abgängige Be-
standteile sind zu ersetzen. Sie dienen der ganzjährigen Begrünung des Innenhofes des 
Gebäudeensembles. Mindestens 15 % dieser Flächen sind mit standortgerechten und 
heimischen Gehölzen zu bepflanzen. Neben Gehölzen sind auch sonstige heimische 
Bepflanzungen wie z.B. Gras- und Staudengewächse zulässig.  
Kombinationen mit mineralischen Feststoffen (z.B. Bruchsteine) sind zulässig. Dabei dür-
fen die mineralischen Feststoffe maximal 10 % einer Vegetationsfläche (zusammenhän-
gender Teilbereich der Grünfläche, z.B. Vorgarten) bedecken. Einzelheiten werden im 
Durchführungsvertrag geregelt. 
 
Die Flachdachbereiche des Neubaus und das Dach des Untergeschosses sind gemäß 
zeichnerischer Festsetzung zu begrünen. Durch Dachbegrünung kann das Aufheizen 
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von Gebäuden gemindert werden und die Begrünung kann als Zwischenspeicher für an-
fallendes Niederschlagswasser dienen. Dachbegrünungen wirken über höhere Verduns-
tungsleistungen positiv auf das örtliche Kleinklima. Grundsätze der Gestaltungssatzung 
der Altstadt Werl werden damit nicht berührt, da es sich um einen untergeordneten Ge-
bäudeteil handelt und das Dach vom öffentlichen Verkehrsraum kaum einsehbar ist. 

5.6 Fassadengestaltung 
Die Gebäudefassaden sind im Zuge des Baugenehmigungsverfahrens mit der Unteren 
Denkmalbehörde im Detail abzustimmen und entsprechend den im Vorhaben- und Er-
schließungsplan abgebildeten Ansichten auszustatten.  
Die Außenwände aller Gebäude sollen als verputzte Wände (KS 24 plus Wärmever-
bundsystem, Scheibenputz) mit einem Außenputz in hellem Erdton (hellgelb, pastellfar-
ben) hergestellt werden. 
Fenster und Türen des Neubaus sind als Kunststoff- bzw. Aluminium- Elemente in Weiß 
vorgesehen. Die Denkmäler sollen Holzfenster erhalten. 
Die Satteldächer werden nach der DIN für Satteldächer mit Holzkonstruktion und Pfan-
neneindeckung mit Doppelfalz in Rot (Neubau und Denkmal 2) und Anthrazit (Denkmal 
1) hergestellt. Im Baugenehmigungsverfahren und im Rahmen der denkmalrechtlichen 
Erlaubnis können weitere gestalterische Anpassungen oder Konkretisierungen erfolgen. 
 
Im Plangebiet gilt zudem die Gestaltungssatzung über die Gestaltung der Stadt Werl 
gem. § 86 Landesbauordnung NW vom 29.09.1999, zuletzt geändert durch die 2. Sat-
zung zur Änderung der Gestaltungssatzung der Stadt Werl vom 15.12.2011 ist als örtli-
che Bauvorschrift zu beachten. Geringfügige Abweichungen können zugelassen werden: 
 
Sonstige Gestaltungsvereinbarungen 
Es wurden notwendige Abweichungen von der Gestaltungssatzung abgestimmt und in 
Aussicht gestellt: 

 geplante Drempelhöhe 1,03 m (betr. § 5 Abs. 6 Gestaltungssatzung), diese dient 
einer optimalen Ausnutzung des Dachgeschosses; 

 geplante Balkone und Loggien (betr. § 10 Abs. 3 Gestaltungssatzung), zur Ver-
meidung von Vorsprüngen in der Fassade; 

 Wandöffnungen > 1,5m² (ohne Sprossen) (betr. § 13 Abs. 2 Gestaltungssatzung) 
und geplanter Abstand zwischen den Fenstern 0,17m (betr. § 13 Abs. 8 Gestal-
tungssatzung), um Pfeilerabstände zugunsten einer optimalen Grundrissgestal-
tung zu erreichen. 
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Abb. 5: zeichnerische Festsetzungen im vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 18, Planquadrat 12/2022 

6. Erschließung und ruhender Verkehr 
 
Die Erschließung des Plangebiets erfolgt von der Kämperstraße aus.  
Von der Kämperstraße ausgehend, führt eine ampelgeregelte Zu- und Ausfahrt in eine 
Tiefgarage mit 15 Pkw-Stellplätzen und 10 Fahrradstellplätzen. Die Tiefgarage bietet an 
jedem 2. Stellplatz Lade-Anschlüsse für die Elektromobilität. Ergänzend werden ausrei-
chend Leerrohre für weitere Bedarfe vorinstalliert. 
Die verkehrlichen Auswirkungen des Vorhabens sind voraussichtlich nicht erheblich. Es 
ist davon auszugehen, dass die Neuverkehre, die durch das Vorhaben entstehen, gering 
bleiben. Bei den angestrebten Nutzungen ist zum Teil von einem Bewohnerklientel aus-
zugehen, das möglicherweise nicht mehr am motorisierten Individualverkehr teilnimmt 
(bzw. vorzugsweise den ÖPNV nutzt). Die nahe Fußgängerzone bzw. die Innenstadtlage 
bieten eine fußläufige Erreichbarkeit vieler alltagsrelevanter Ziele. 
Durch das Vorhaben fallen neben der Treppenanlage auch öffentliche Stellplätze an der 
Kämperstraße weg. Im Umkreis des Vorhabens bestehen jedoch weitere Stellplatzange-
bote, die noch über Kapazitäten verfügen.  

6.1 Fußverkehr 
Um die Bedingungen für den Fußverkehr entlang der Kämperstraße zu verbessern, wur-
de in Abstimmung mit der Polizeibehörde der Fußverkehr neu konzipiert. Das Passieren 
des sogenannten Schrammboards an der nördlichen Seite der Kämperstraße wird nicht 
befürwortet. Der südliche Gehweg soll in Teilbereichen neugestaltet werden, um die Ver-
kehrssicherheit zu erhöhen. Das Büro Weber Ingenieure hat eine Entwurfsplanung zu 
Umbau und Fußgängerleitung in der Kämperstraße erarbeitet. 
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Auf dem bestehenden nördlichen Schrammbord (kein Gehweg) soll künftig eine boden-
deckende niedrige Gehölzpflanzung erfolgen, so dass der Fußverkehr dort unmöglich ist. 
Zur Optimierung der Sicherheit des Fußgängers auf Höhe des Gebäudes Kämperstraße 
1 ist eine Gehwegaufweitung um ca. 50 cm geplant. Dies bedingt eine Verengung der 
Fahrbahn, so dass im genannten Bereich ein wechselseitiges Passieren von Kraftfahr-
zeugen erfolgen muss; eine Begegnung Radverkehr – Kraftfahrzeug ist noch möglich. 
Laut polizeilicher Stellungnahme ist bereits im Bestand ein wechselseitiges Passieren 
vorgesehen und habe sich vor Beginn der Baumaßnahme eingespielt. 
In westlicher Fortsetzung der Kämperstraße ist am schräg gegenüber liegenden Haus 
Tütelstraße 1 ist eine weitere Optimierung für den Fußverkehr vorgesehen, der durch ei-
ne Gehwegverbreiterung auf 2,00 m Breite mit barrierefreiem Ausbau an der südwestli-
chen Straßenseite ermöglicht und ergänzend beleuchtet wird. In diesem Bereich ist trotz 
Verengung der Fahrbahn ein gleichzeitiges Passieren von Kraftfahrzeugen möglich. 
Da diese verkehrlichen Regelungen nicht Gegenstand der Bauleitplanung sind, wird das 
Konzept nach weiterer fachlicher Abstimmung in Durchführungsvertag berücksichtigt. 

7. Umweltbelange 
Mit der am 1. Januar 2007 erfolgten Neufassung des BauGB ist für Bebauungspläne, die 
der Innenentwicklung der Städte und Gemeinden dienen, gemäß § 13a „Bebauungsplä-
ne der Innenentwicklung“ ein besonderes Verfahren vorzusehen. Der vorliegende Be-
bauungsplan entspricht den in § 13a BauGB genannten Voraussetzungen (festgesetzte 
Grundfläche von weniger als 20.000 m², keine Pflicht zur Umweltverträglichkeitsprüfung, 
keine Anhaltspunkte für Beeinträchtigungen von Flora-Fauna-Habitat- und Vogelschutz-
gebieten). 
Eingriffe, die aufgrund der Aufstellung des Bebauungsplans zu erwarten sind, gelten 
gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB vor der planerischen Entscheidung als erfolgt oder zu-
lässig. Demnach ist ein Ausgleich oder Ersatz nicht notwendig. Der Bebauungsplan be-
reitet die Nutzung einer Brachfläche vor; es erfolgt keine Inanspruchnahme von landwirt-
schaftlichen Flächen. Dennoch sind die Belange des Umwelt- und Naturschutzes sowie 
der Landschaftspflege gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB zu beachten und die Vorschriften 
zum § 1a BauGB anzuwenden und in die Abwägung einzustellen. 

7.1 Artenschutz 
Im Vorfeld der Planung wurde ein artenschutzrechtliches Gutachten in Form einer Arten-
schutzprüfung (Stufe I) durch die planU GbR erstellt. Es ist notwendig, weitere Maßnah-
men zum Artenschutz zu ergreifen, um die Auslösung von Verbotstatbeständen gem. 
§ 44 BNatSchG bezüglich mehrerer Fledermaus- und Vogelarten zu vermeiden. Als 
Maßnahmen werden u.a. eine Zeitenregelung des Abrisses und der Baufeldfreimachung 
in den Wintermonaten (vom 1.10. bis 28.02. jeden Jahres) sowie die Prüfung der Keller-
räume auf eine Nutzung als Winterquartier von Fledermäusen bzw. die Störung oder In-
anspruchnahme von Nestern der Straßentaube durch eine fachkundige Person vor Be-
ginn des Abrisses angeordnet. Außerdem soll vor Beginn der Bauarbeiten das Vorkom-



Begründung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 18 – Kämperstraße/Steinerstraße –  

16 

men des Steinmarders im gesamten Gebäudekomplex durch eine fachkundige Person 
ausgeschlossen werden. 
Unter der Einhaltung der zuvor genannten Vermeidungsmaßnahmen können relevante 
Beeinträchtigungen aller artenschutzrelevanten Arten und das Eintreten der Verbotstat-
bestände gem. § 44 BNatSchG ausgeschlossen werden.  

7.2 Bodenschutz / Grundwasserschutz 
Das Plangebiet ist bereits fast vollständig versiegelt. Die Neubebauung hat nur geringfü-
gige Auswirkungen auf die natürliche Funktion des Bodens. 

7.3 Klimaschutz  
Bauleitpläne sollen seit der Novelle des BauGB 2011 dazu beitragen, den Klimaschutz 
und die Klimaanpassung, insbesondere auch in der Stadtentwicklung zu fördern. Den Er-
fordernissen des Klimaschutzes soll gemäß § 1a Abs. 5 BauGB sowohl durch Maßnah-
men, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch solche, die der Anpassung 
an den Klimawandel dienen, Rechnung getragen werden.  
Einen wesentlichen Beitrag zur Reduzierung der Treibhausgas-Emissionen leisten bei-
spielsweise auf der Ebene der Stadtentwicklung kompakte Siedlungsstrukturen und die 
Vermeidung von Verkehrsemissionen. Andererseits dienen die Freihaltung der Frisch-
luftschneisen, die Schaffung von Freiflächen und die Reduzierung der Bodenversiege-
lung einem günstigen Stadtklima. 
Der aufzustellende Bebauungsplan leistet als Bebauungsplan der Innenentwicklung 
durch die Nachverdichtung einer innerstädtischen Fläche einen Beitrag zum Klima-
schutz. Frischluftschneisen und wertvolle Freiflächen werden nicht in Anspruch genom-
men. Brachliegende Flächen werden einer sinnvollen neuen Nutzung zugeführt, wodurch 
die vorhandene Infrastruktur der Wallfahrtsstadt Werl genutzt und gestärkt wird. Damit 
wird nachhaltige Siedlungsentwicklung betrieben. Die Pflanzbeete im Hof und Gründä-
cher wirken sich positiv auf das Mikroklima des Gebäudeensembles aus. 

7.4 Energiekonzept 
Auf Gebäudeebene sind ein geringer Energieverbrauch, die energieeffiziente Wärme- 
und Kälteerzeugung, die Nutzung regenerativer Energien sowie Dachbegrünungen zu 
nennen.  
Das neu zu errichtende Gebäude soll im Energieeffizienz-Standard 40 des Gebäu-
deenergiegesetzes (GEG) errichtet werden. Hinsichtlich der denkmalgeschützten Ge-
bäude wird ein Standard 85 GEG angestrebt. Es sollen Luftwärmepumpen in Kombinati-
on mit Photovoltaik als Zentralversorgung zum Einsatz kommen. Der Einsatz von Photo-
voltaik ist denkmalrechtlich zu regeln.  

7.5 Hochwasser- und Überschwemmungsschutz 
Die Verordnung über die Raumordnung im Bund für einen länderübergreifenden Hoch-
wasserschutz (BRPHV) vom 19. August 2021 ist zu beachten. 
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Laut Starkregenhinweiskarte für NRW des Bundesamtes für Kartographie und Geodäsie 
(BKG) und zur Hochwassergefahren/-risikokarte des Landesamtes für Natur, Umwelt 
und Verbraucherschutz Nordrhein-Westfalen, LANUV, liegt das Plangebiet außerhalb 
von Gefahrenzonen. Seltener Starkregen mit einem Wiederkehrintervall von 100 Jahren 
kann laut Starkregenhinweiskarte beim jetzigen Versiegelungsgrad des Grundstückes zu 
Wassertiefen bis zu 50 cm führen. Künftig liegt in diesem Bereich durch die Anlage be-
grünter Flächen eine höhere Wasseraufnahmefähigkeit vor. 
Im Ergebnis kann festgestellt werden, dass kein Hochwasserrisiko im Plangebiet be-
steht.  
Im Baugenehmigungsverfahren wird berücksichtigt, die Tiefgarage ggf. überflutungssi-
cher herzustellen.  

8. Immissionsschutz  
Das Plangebiet wird im Bestand entwickelt. Erhebliche Emissionen, die von dem Vorha-
ben ausgehen könnten, sind nicht zu erwarten.  
Der Neubaustandard des Vorhabens gewährleistet eine ausreichende Abschirmung ge-
gen Lärmimmissionen und lässt keine Beeinträchtigung gesunder Wohn- und Arbeits-
verhältnisse in der neuen Wohnanlage erwarten.  
Aus Sicht der Oberen Immissionsschutzbehörde sind immissionsrechtliche Belange nicht 
betroffen. 
Als vorsorgliche Maßnahme zur Vermeidung eines möglichen Immissionskonfliktes 
(Licht, Abgase etc.) aufgrund der Lage von privaten PKW-Stellplätzen auf den Flurstü-
cken 1284, 1294, 1042 und 1203 der Flur 38 in der Gemarkung Werl, direkt an der nörd-
lichen Grenze des geplanten Neubaus und des Baudenkmals 2 werden die betroffenen 
Fenster im Erdgeschoss mit Brüstungen erstellt. 

9. Denkmalpflegerische Belange 

9.1 Bodendenkmale 
Im Plangebiet liegt ein Bodendenkmal gemäß § 2 Abs. 5 DSchG NRW vor, so dass die 
Belange des Denkmalschutzes bei der Durchführung der Arbeiten zu berücksichtigen 
sind. 
Betroffen sind mehrere im mittelalterlichen Stadtkern Werls gelegene Hausstätten, deren 
älteste Bebauung in der Zeit der Stadtwerdung im 13. Jahrhundert geschätzt wird.  
Im Vorfeld der Bauarbeiten sind archäologische Untersuchungen durchzuführen. Im 
Rahmen einer Prospektionsgrabung wird das vermutete Bodendenkmal hinsichtlich der 
erhaltenen Bodendenkmalsubstanz erkundet. Die archäologische Dokumentationsmaß-
nahme erfolgt durch eine Fachfirma. 
Da aufgrund der Stellplatzanforderungen auf die Herstellung einer Tiefgarage nicht ver-
zichtet werden kann, ist ein Erhalt der Substanz nicht möglich. 
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Für die Dokumentation der durch die Maßnahmen in ihrem Bestand gefährdeten Boden-
denkmäler ist ein Zeitraum von etwa drei Monaten vorgesehen. Gemäß § 29 DSchG 
NRW sind die Kosten der archäologischen Untersuchungen im Rahmen der beabsichti-
gen Maßnahmen und der Dokumentation vom Vorhabenträger zu übernehmen. 

9.2 Baudenkmale 
Die Erhaltung der Baudenkmale Kämperstraße 2 mit Hinterhaus ist vorgesehen. Es 
kommt lediglich zum Abriss der nicht denkmalgeschützten, mehrteiligen Wirtschaftsbau-
ten im Westteil des Flurstücks 180. Die Planung nimmt den Maßstab des bestehenden 
Gebäudeensembles auf. Die Planung des Neubaus zeigt im Dachgeschoss eine diffe-
renzierte Gliederung und fügt sich auch damit städtebaulich in die Dachlandschaft seiner 
Umgebung ein. 

10. Entwässerung 

10.1 Schmutzwasser 
Die Erschließung der Grundstücke erfolgt über den Mischwasserkanal DN 300 in der 
Straße Kämperstraße sowie über den Mischwasserkanal DN 300 in der Straße Am 
Rykenberg. Somit besteht die Möglichkeit, die Grundstücke im Mischsystem zu entwäs-
sern.  

10.2 Niederschlagswasser  
Das Wasserhaushaltsgesetz (§ 55 WHG) und das Landeswassergesetz Nordrhein-
Westfalen (§ 44 LWG NRW) regeln die Anforderungen an ortsnahe Versickerung, Ver-
rieselung, oder direkte Einleitung des Niederschlagswassers in ein Gewässer (bzw. über 
eine Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwasser).  
Diese Regelungen gelten jedoch für Niederschlagswasser von Grundstücken, die nach 
dem 1. Januar 1996 erstmals bebaut werden, was für das Plangebiet nicht zutrifft. Eine 
ortsnahe Versickerung ist zudem aufgrund der fehlenden Eignung des Bodenkörpers 
nicht möglich. Das Niederschlagswasser wird in die Mischkanalisation abgeführt.  
Die geplanten Dachbegrünungen des Neubaus führen darüber hinaus zu einer Drosse-
lung des Niederschlagsabflusses vom Grundstück. Eine vollständige Dachbegrünung ist 
aufgrund der laut Gestaltungssatzung für die Altstadt Werl gebotenen Wahrung des Er-
scheinungsbildes einer durch das symmetrische Steildach geprägten Dachlandschaft je-
doch nicht möglich. Für die Flachdachbereiche des Neubaus konnten jedoch Dachbe-
grünungen festgesetzt werden, was zur Drosselung des Niederschlagsabflusses beiträgt.  
Die Drosselung von Niederschlagswasser zur Vermeidung von Überlastungen der Kana-
lisation wird darüber hinaus im Baugenehmigungsverfahren geprüft und möglichst umge-
setzt. 
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11. Ver- und Entsorgung 
Die Versorgung des Plangebietes mit Strom wurde durch den lokalen Energieversorger 
zugesichert. Gleiches gilt für die Wasserversorgung. 

12. Sonstige Belange 

12.1 Kampfmittel 
Für den Bereich Gemarkung Werl, Flur 38, Flurstück 180 lässt sich keine Belastung auf 
dem Luftbild erkennen, daher sind hier keine weitergehenden Maßnahmen zur Kampf-
mittelbeseitigung im Bereich der geplanten Baumaßnahme erforderlich. Grundsätzlich 
kann eine Existenz von Kampfmitteln nicht vollständig ausgeschlossen werden. Falls bei 
Erdarbeiten verdächtige Gegenstände gefunden werden oder eine außergewöhnliche 
Verfärbung des Erdreichs zu bemerken ist, ist unverzüglich die Abteilung Sicherheit und 
Ordnung der Wallfahrtstadt Werl (Tel.: 02922 – 800 3201), ggf. über die Polizei Werl 
(02922 – 91000 oder die Notrufe 110 und 112) zu informieren. 

12.2 Altlasten 
Über relevante Bodenbelastungen des Grundstücks ist nichts bekannt. Sollten bei Erd-
arbeiten Abfallablagerungen oder Bodenverunreinigungen festgestellt werden, ist die Ab-
teilung Abfallwirtschaft / Bodenschutz des Kreise Soest umgehend zu benachrichtigen. 
Die vorgefundenen Abfälle oder verunreinigter Boden sind bis zur Klärung des weiteren 
Vorgehens gesichert zu lagern. Bei Baumaßnahmen anfallende Abfälle sind vorrangig 
einer Verwertung zuzuführen. Abfälle, die nicht verwertet werden können, sind auf den 
Entsorgungsanlagen im Kreis Soest zu beseitigen 

13. Baulasten 
Zugunsten des Flurstücks 181, Flur 38, Gemarkung Werl ist eine Baulast im Plangebiet 
eingetragen und zu berücksichtigen (Eintrag in das Baulastenverzeichnis vom 
21.3.1994). Im Bebauungsplan bleibt somit die Zufahrt zur rückwärtigen Garage und der 
Hauseingang der Immobilie Steinerstraße 42 durch ein Geh- und Fahrrecht im Bestand 
erhalten.  

14. Abstandsflächen  
 

Vor den Außenwänden von Gebäuden sind Abstandsflächen von oberirdischen Gebäu-
den freizuhalten. Gemäß § 6 Abs. 2 S. 1 LBauO NRW dürfen Abstandflächen von Ge-
bäuden nur bis zur Mitte der Straße fallen. Dies ist eine nachbarschützende Vorschrift für 
den Eigentümer des gegenüberliegenden Grundstücks.  
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Durch den Neubau treten die Abstandflächen im Bereich des Flurstücks 1236 geringfü-
gig (35 cm) über die Straßenmitte hinaus. Die Bauaufsichtsbehörde beabsichtigt eine 
Abweichung von den Anforderungen des Gesetzes zu Abstandsflächen zulassen, wenn 
sie unter Berücksichtigung des Zwecks der jeweiligen Anforderung und unter Würdigung 
der öffentlich-rechtlich geschützten nachbarlichen Belange mit den öffentlichen Belangen 
vereinbar ist. 
Der Eigentümer des gegenüberliegenden Grundstücks hat einer solchen bauordnungs-
rechtlichen Abweichung von der Regelung in § 6 Abs. 2 S. 1 zugestimmt. Bei der Abwei-
chung bleibt sein Recht erhalten, die eigene Abstandfläche bis zur Mitte der Straße fallen 
zu lassen und weiterhin zweigeschossige Bauvorhaben realisieren zu können.  

15. Kosten und Finanzierung 
Der Vorhabenträger übernimmt die Gesamtkosten. Für die Wallfahrtstadt Werl entstehen 
keine finanziellen Auswirkungen. Im vorhabenbezogenen Bebauungsplan gilt gem. § 12 
Abs. 3 BauGB, dass nur solche Vorhaben zulässig sind, zu deren Durchführung sich der 
Vorhabenträger im Durchführungsvertrag verpflichtet.  

16. Flächenbilanz 
 

Überbaute Flächen  

(einschl. Tiefgarage, Untergeschoss, Terrassen / Bal-

kone) 

1.122 m² 79 % 

nicht überbaute Fläche 

davon Grünflächen = 114 m² 

329 m² 

 

21 % 

begrünte Flachdachflächen = 427 m²    

Plangebiet insgesamt 1.546 m² 100 % 

17. Übersicht der Gutachten 
 
Folgende Gutachten sind Bestandteile dieser Begründung: 
 

 PlanU, Landschafts- und Umweltplanung, Artenschutzprüfung Stufe 1, Dülmen 
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1. Anlass und Aufgabenstellung 

Im Zuge der Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplanes (Nr. 18) soll auf dem 
etwa 1.500 m² großen Plangebiet „Kämperstraße/Steinerstraße“ der Stadt Werl ein neues 
Bebauungs- und Nutzungskonzept umgesetzt werden. Die Planung beabsichtigt dazu einen 
Abriss der alten Bausubstanz sowie eine Instandsetzung denkmalgeschützter Gebäude.  

Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens wurde die planU GbR zur Berücksichtigung der 
artenschutzrechtlichen Belange gemäß § 44 BNatSchG und Verwaltungsvorschrift 
Artenschutz NRW (VV-Artenschutz) i.V.m. der Handlungsempfehlung „Artenschutz in der 
Bauleitplanung und bei der baurechtlichen Zulassung von Vorhaben“ (MWEBWV NRW 2011) 
mit der Erarbeitung einer Artenschutzprüfung (Stufe I) gemäß Verwaltungsvorschrift 
Artenschutz beauftragt.  

 

2. Bewertungsbasis und Methodik 

Rechtliche Grundlagen einer Artenschutzprüfung sind die artenschutzrechtlichen Vorgaben, 
die sich aus dem § 44 Abs. 1 des Bundesnaturschutzgesetzes (BNATSCHG) ergeben. 
Demnach sind im Rahmen einer Artenschutzprüfung folgende Arten zu berücksichtigen: 

• die Arten des Anhangs IV FFH-Richtlinie (FFH-RL), 
• die wildlebenden europäischen Vogelarten entsprechend der Definition der 

Vogelschutzrichtlinie (V-RL). 

Im Rahmen der Vorprüfung wird der Schwerpunkt auf die entsprechend der Definition des 
LANUV NRW (2020) als "planungsrelevant" zu bezeichnenden Arten gelegt. Dabei handelt es 
sich um 

Abb. 1: Plangebiet und sein Umfeld 
(Eigene Darstellung, Kartengrundlage: DTK10 – BEZREG KÖLN 2020a) 
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• alle Arten des Anhangs IV FFH-RL 

sowie hinsichtlich der Vogelarten um  

• alle Vogelarten des Anhangs I der V-RL, 
• besonders schutzbedürftige Vogelarten nach Art 4(2) V-RL 
• und/oder in NRW gefährdete Arten der Roten Liste NRW (GRÜNEBERG et al. 2016) 
• und/oder Koloniebrüter 
• und/oder Vogelarten, die in der EU-Artenschutzverordnung aufgeführt sind. 

Diese Arten sind aufgrund ihrer besonderen Schutzbedürftigkeit und/oder Gefährdung bei 
Vorhaben besonders zu berücksichtigen (vgl. KIEL 2005, LANUV NRW 2020a). Bei den 
übrigen, nicht planungsrelevanten Vogelarten handelt es sich um weit verbreitete Arten, bei 
denen in der Regel das Eintreten artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände nicht zu erwarten 
ist. Generell sind aber hinsichtlich der Einschlägigkeit der Verbotstatbestände alle Vogelarten 
zu berücksichtigen. 

Der Betrachtungsraum, innerhalb dessen die Artenschutzvorprüfung im Hinblick auf 
Vorkommen relevanter Arten erfolgt, umfasst den in Abb. 1 dargestellten Vorhabenbereich mit 
Umfeld. Hinsichtlich potenzieller Artenvorkommen werden außerdem, durch Datenabfrage im 
Fachinformationssystem des LANUV NRW (2020b) mögliche Vorkommen im hierfür 
relevanten Messtischblattquadranten berücksichtigt (vgl. Kap.5). 

Der Aufbau der Artenschutzvorprüfung umfasst entsprechend der Verwaltungsvorschrift 
Artenschutz NRW (VV-Artenschutz, Stand 06.06.2016) folgende Arbeitsschritte: 

• Ermittlung der relevanten Arten durch Auswertung vorhandener Untersuchungen und 
Unterlagen, Angaben Dritter und sonstiger Quellen, 

• Auflistung der vorkommenden relevanten Arten sowie weiterer potenzieller 
Artenvorkommen. Die Bewertung des potenziellen Vorkommens weiterer Arten erfolgte 
auf Basis der Angaben des LANUV NRW zum Vorkommen geschützter Arten in NRW 
(LANUV NRW 2020b). Die Auswahl der Arten wird dann durch die lokale oder regionale 
Verbreitung sowie die Lebensraumansprüche der einzelnen Arten unter 
Berücksichtigung der im Vorhabenbereich und Umfeld vorkommenden Biotoptypen 
und Standortverhältnisse weiter differenziert, 

• Vorprüfung der Wirkfaktoren, um festzustellen, ob projektbedingte Beeinträchtigungen 
relevanter Arten auftreten können, 

• Bewertung der Datenlage im Hinblick auf die Erforderlichkeit und Möglichkeit einer 
fachgerechten Abarbeitung der Artenschutzaspekte sowie gegebenenfalls Vorschläge 
für weitere Erhebungen. 

Die Bearbeitung der einzelartbezogenen Konfliktanalyse und Prüfung artenschutzrechtlicher 
Verbotstatbestände ist Gegenstand der vertiefenden Artenschutzprüfung (Stufe II), sofern 
nicht bereits im Rahmen der Vorprüfung Vorkommen und/oder Beeinträchtigungen 
geschützter Arten ausgeschlossen werden können. 

Kommt die vertiefende Artenschutzprüfung zu dem Ergebnis, dass erhebliche 
Beeinträchtigungen nicht vermieden werden können, wird ein Ausnahmeverfahren 
(Artenschutzprüfung Stufe III) eingeleitet. 

Fachliche und rechtliche Grundlage ist die Prüfung, ob im Hinblick auf Vorkommen von Arten 
des Anhangs IV der FFH-Richtlinie sowie der europäischen Vogelarten die in § 44 Abs. 1 
BNatSchG geregelten Zugriffsverbote aufgrund vorhabenbedingter Wirkungen eintreten 
können. Entsprechend des § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten 

• wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, 
zu verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, 
zu beschädigen oder zu zerstören,  
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• wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten 
während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und 
Wanderungszeiten erheblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich 
durch die Störung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art 
verschlechtert, 

• Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten 
Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören, 

• wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen 
aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu 
zerstören. 

 

3. Beschreibung des Untersuchungsgebietes  

3.1. Bestand 

Der räumliche Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr.18 „Käm-
perstraße/Steinerstraße“ der Stadt Werl umfasst die Flurstücke 1279 (in Teilen) und 180 der 
Gemarkung Werl der Flur 38 im historischen Stadtkern. Das Plangebiet besitzt eine 
Gesamtgröße von ca. 1.500 m². Es umfasst den Bereich zwischen der „Kämperstraße“, der 
„Steinerstraße“ und „Am Rykenberg“. Die genaue Abgrenzung des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplans Nr.18 „Kämperstraße/Steinerstraße“ ist Abb. 2 zu entnehmen. 

Die betroffenen Gebäude der Kämperstraße 2 stehen seit dem Jahr 2002 leer und befinden 
sich in einem schlechten baulichen Zustand. Das Grundstück ist bis zur Jahrtausendwende 
als Möbelhaus genutzt worden. Seitdem fanden nur Nutzungen als Lagerfläche statt. In der 
näheren Umgebung finden sich neben Wohnnutzungen Einzelhandels- und 
Dienstleistungsnutzungen sowie Stellplatzflächen. Das Planungsgebiet ist zu einem großen 
Teil versiegelt. Aufgrund der baulichen Dichte sind nur wenige Grünstrukturen im 
Parkplatzbereich Kämperstraße vorhanden. 

Der folgende Luftbildausschnitt (Abb. 2) zeigt die derzeitige Bestandsituation. 

 
Abb. 2: Plangebiet und sein Umfeld 

(Eigene Darstellung, Kartengrundlage: DOP – BEZREG KÖLN 2020b) 
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Eine Fotoauswahl (Abb. 3) vermittelt einen Eindruck vom Plangebiet und seinem Umfeld. 

  
Foto 1:  Südliches Gebäude mit Hofzufahrt, 
Blickrichtung Nordwest 

Foto 2:  Südseite des Gebäudebestandes 

  
Foto 3:  Westseite des Gebäudekomplexes mit 
Wandbegrünung und Einzelgehölzen 

Foto 4: Nordseite des Gebäudebestandes mit 
Einzelgehölz 

 
Foto 5: Zugänglichkeit durch bspw. zerbrochene 
Fenster gegeben 

Foto 6: Bsp. Dachtraufe mit zahlreichen 
Versteckmöglichkeiten 
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Abb. 3: Fotoauswahl der Geländebegehung vom 10.12.2020 
 

3.2. Planung 

Unter Wahrung des Denkmalschutzes des Gebäudes Kämperstraße 2 soll ein Neubau bzw. 
eine Umnutzung 30 Wohneinheiten und 2 Gewerbeflächen mit Tiefgarage entstehen lassen. 
Das Eckgrundstück soll hierdurch nach dem städtebaulichen Entwurf von Tepe & Grützbach 
Architekten in seiner Gestaltung aufgewertet und in seiner Nutzung revitalisiert werden. Zwei 
der auf dem Grundstück aufstehenden Gebäude stehen unter Denkmalschutz und sollen in 
ihrer historischen Form instandgesetzt und wieder genutzt werden. Der restliche Teil der alten 
Bausubstanz soll abgerissen und durch einen neuen Baukörper ersetzt werden, der sich an 
alten Strukturen und Grenzen anlehnt.  

Foto 7: Hofbereich des Gebäudekomplexes aus 
Richtung Osten 

Foto 8: Hofbereich des Gebäudekomplexes aus 
Richtung Westen 

  
Foto 9: Bsp. starker Beshcädigungen der 
Bausubstanz in Gebäudeteil Nord 

Foto 10: Teil des beschädigten Dachstuhls im 
Gebäudeteil Nord 

 
Foto 11: Bsp. Innenansicht Gebäudeteil Süd 

 
Foto 12: Dachstuhl im Gebäudeteil Süd 

 
Foto 13: Bsp. Kellerraum im südlichen Gebäude 
mit Winterquartiereignung 

 
Foto 14: Bsp. Kellerraum im nördlichen 
Gebäude mit Winterquartiereignung 
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In die Neugestaltung des Bereichs soll auch eine bislang im städtischen Eigentum befindliche 
Teilfläche der Gemarkung Werl, Flur 38, Flurstück 1279 einbezogen werden. Der bisherige 
Durchgang mit Treppe und Grüngestaltung sowie anschließender Parkplatzfläche entfallen 
damit. 

 

4. Ermittlung des Artenspektrums 

Vorkommen planungsrelevanter Arten im Messtischblatt und LINFOS 
Die Prüfung auf potenzielle Vorkommen relevanter Arten basiert auf den Artenlisten des 
LANUV für Nordrhein-Westfalen im Fachinformationssystem (FIS) "Geschützte Arten"   
(LANUV NRW 2019). Die Abfrage erfolgte im Hinblick auf den betroffenen 1. und 2. 
Quadranten des Messtischblattes 4413 Werl. Die entsprechende Liste ist in Tab. 1 
wiedergegeben. Insgesamt sind entsprechend der Messtischblattabfrage Vorkommen 
planungsrelevanter Arten denkbar.  
 
Tab. 1: Ergebnis der MTB-Abfrage für Quadrant 1 und 2 im MTB 4413 beim LANUV NRW (2019),  

abgerufen am 07.12.2020 
 
 Erhaltungszustand (EHZ) in der atlantischen (ATL) biogeografischen Region von NRW  

 
G Günstig 
U Ungünstig  
S Schlecht 
- negativer Entwicklungstrend 
+ positiver Entwicklungstrend 

unbek. unbekannt 
 

Art/Artengruppe  

Wissenschaftlicher 
Name 

Deutscher Name Status EHZ NRW 
(ATL) 

Säugetiere 

Eptesicus serotinus (Q1/Q2) Breitflügelfledermaus 
Nachweis ab 2000 
vorhanden 

U- 

Myotis daubentonii (Q2) Wasserfledermaus 
Nachweis ab 2000 
vorhanden 

G 

Nyctalus noctula (Q2) Abendsegler Nachweis ab 2000 
vorhanden 

G 

Myotis nattereri (Q1) Fransenfledermaus Nachweis ab 2000 
vorhanden 

G 

Pipistrellus nathusii (Q1/Q2) Rauhautfledermaus 
Nachweis ab 2000 
vorhanden 

G 

Pipistrellus pipistrellus 
(Q1/Q2) Zwergfledermaus Nachweis ab 2000 

vorhanden 
G 

Plecotus auritus (Q2) Braunes Langohr Nachweis ab 2000 
vorhanden 

G 

Vespertilio murinus (Q2) Zweifarbfledermaus Nachweis ab 2000 
vorhanden 

G 

Vögel 

Accipiter gentilis (Q1/Q2) Habicht 
Nachweis 
'Brutvorkommen' ab 
2000 vorhanden 

G- 
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Accipiter nisus (Q1/Q2) Sperber 
Nachweis 
'Brutvorkommen' ab 
2000 vorhanden 

G 

Acrocephalus scirpaceus 
(Q1/Q2) 

Teichrohrsänger 
Nachweis 
'Brutvorkommen' ab 
2000 vorhanden 

G 

Alauda arvensis (Q1/Q2) Feldlerche 
Nachweis 
'Brutvorkommen' ab 
2000 vorhanden 

U- 

Alcedo atthis (Q1/Q2) Eisvogel 
Nachweis 
'Brutvorkommen' ab 
2000 vorhanden 

G 

Anas crecca (Q1/Q2) Krickente 
Nachweis 'Rast/ 
Wintervorkommen' 
ab 2000 vorhanden 

G 

Anthus pratensis (Q1/Q2) Wiesenpieper 
Nachweis 
'Brutvorkommen' ab 
2000 vorhanden 

S 

Anthus trivialis (Q1/Q2) Baumpieper 
Nachweis 
'Brutvorkommen' ab 
2000 vorhanden 

U 

Asio otus (Q1/Q2) Waldohreule 
Nachweis 
'Brutvorkommen' ab 
2000 vorhanden 

U 

Athene noctua (Q1/Q2) Steinkauz 
Nachweis 
'Brutvorkommen' ab 
2000 vorhanden 

G/G- 

Buteo buteo (Q1/Q2) Mäusebussard 
Nachweis 
'Brutvorkommen' ab 
2000 vorhanden 

G 

Carduelis cannabina (Q1/Q2) Bluthänfling 
Nachweis 
'Brutvorkommen' ab 
2000 vorhanden 

unbek. 

Charadrius morinellus (Q1) Mornellregenpfeifer 
Nachweis 
'Brutvorkommen' ab 
2000 vorhanden 

S 

Circus aeroginosous (Q1/Q2) Rohrweihe 
Nachweis 
'Brutvorkommen' ab 
2000 vorhanden 

U 

Circus cyaneus (Q2) Kornweihe 
Nachweis 
'Brutvorkommen' ab 
2000 vorhanden 

S 

Circus pygargus (Q1/Q2) Wiesenweihe 
Nachweis 
'Brutvorkommen' ab 
2000 vorhanden 

S 

Cotumix cotumix (Q1/Q2) Wachtel 
Nachweis 
'Brutvorkommen' ab 
2000 vorhanden 

U 

Crex crex (Q1/Q2) Wachtelkönig 
Nachweis 
'Brutvorkommen' ab 
2000 vorhanden 

S 
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Cuculus canorus (Q1/Q2) Kuckuck 
Nachweis 
'Brutvorkommen' ab 
2000 vorhanden 

U- 

Delichon urbica (Q1/Q2) Mehlschwalbe 
Nachweis 
'Brutvorkommen' ab 
2000 vorhanden 

U 

Dryobates minor (Q1/Q2) Kleinspecht 
Nachweis 
'Brutvorkommen' ab 
2000 vorhanden 

U 

Falco peregrinus (Q2) Wanderfalke 
Nachweis 
'Brutvorkommen' ab 
2000 vorhanden 

G 

Falco subbuteo (Q1/Q2) Baumfalke 
Nachweis 
'Brutvorkommen' ab 
2000 vorhanden 

U 

Falco tinnunculus (Q1/Q2) Turmfalke 
Nachweis 
'Brutvorkommen' ab 
2000 vorhanden 

G 

Hirundo rustica (Q1/Q2) Rauchschwalbe 
Nachweis 
'Brutvorkommen' ab 
2000 vorhanden 

U 

Lanius collurio (Q1/Q2) Neuntöter 
Nachweis 
'Brutvorkommen' ab 
2000 vorhanden 

U 

Locustella naevia (Q1/Q2) Feldschwirl 
Nachweis 
'Brutvorkommen' ab 
2000 vorhanden 

U 

Luscinia megarhynchos 
(Q1/Q2) Nachtigall 

Nachweis 
'Brutvorkommen' ab 
2000 vorhanden 

G 

Milvus milvus (Q2) Rotmilan 
Nachweis 
'Brutvorkommen' ab 
2000 vorhanden 

S 

Passer montanus (Q1/Q2) Feldsperling 
Nachweis 
'Brutvorkommen' ab 
2000 vorhanden 

U 

Perdix perdix (Q1/Q2) Rebhuhn 
Nachweis 
'Brutvorkommen' ab 
2000 vorhanden 

S 

Pernis apivorus (Q1/Q2) Wespenbussard 
Nachweis 
'Brutvorkommen' ab 
2000 vorhanden 

U 

Phylloscopus sibilatrix 
(Q1/Q2) Waldlaubsänger 

Nachweis 
'Brutvorkommen' ab 
2000 vorhanden 

U 

Rallus aquaticus (Q1) Wasserralle 
Nachweis 
'Brutvorkommen' ab 
2000 vorhanden 

U 

Serinus serinus (Q1/Q2) Girlitz 
Nachweis 
'Brutvorkommen' ab 
2000 vorhanden 

unbek. 
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Angaben zu Vorkommen relevanter geschützter Pflanzenarten liegen aus der durchgeführten 
Datenabfrage im Informationssystem "Geschützte Arten" des LANUV NRW (LANUV NRW 
2020) nicht vor. Vorkommen sind, in Korrelation mit den spezifischen Standortansprüchen 
potenziell relevanter Pflanzenarten (MKULNV NRW 2020, PETERSEN et al. 2003), nicht zu 
erwarten.  

 

5. Vorprüfung der Wirkfaktoren 

Entsprechend des in Kap. 3 erläuterten Vorhabens sowie der potenziell betroffenen 
Artengruppen und Arten (vgl. Kap. 4 und Kap. 6) sind die zu erwartenden projektspezifischen 
Wirkungen und möglichen Beeinträchtigungen einer Ersteinschätzung zu unterziehen. Unter 
Berücksichtigung grundsätzlich denkbarer Wirkfaktoren (in Anlehnung an LAMPRECHT & 

TRAUTNER 2007) erfolgt entsprechend vorhabenbezogen eine Selektion potenziell relevanter 
Wirkfaktoren. Die Relevanz der Wirkfaktoren ist dabei abhängig von der Wirkintensität 
einerseits und der Empfindlichkeit der potenziell betroffenen Arten andererseits (vgl. z.B. 
GARNIEL & MIERWALD 2010). 

Aufgrund der Art des Vorhabens und des zu prüfenden Artenspektrums (Fledermäuse, Vögel) 
weisen insbesondere folgende Wirkungen eine mögliche Bedeutung auf: 

• bau- und anlagenbedingte Inanspruchnahme funktional bedeutender 
Lebensraumbestandteile (Entfernung von potenziellen Brutstätten von Vögeln oder 
potenziellen Quartieren von Fledermäusen durch Abriss des Gebäudebestandes und 
der Gehölzbeseitigung), 

• baubedingte Störungen durch Lärm, Licht, Staubentwicklung und menschliche 
Anwesenheit, 

• betriebsbedingte Störungen durch Lärm, Licht, menschliche Anwesenheit, 
• Kollisionsrisiko mit Neubau (insbesondere Verglasung). 

 

Durch die innerstädtische Lage des Plangebietes, verbunden mit Lärm- und Lichtemission, 
sowie menschliche Anwesenheit, ist bereits eine Vorbelastung gegeben. Die im Gebiet 
potenziell vorkommenden Arten weisen daher durch die innerstädtische Lage bereits eine 
entsprechende Toleranz gegenüber den potenziellen Wirkfaktoren Lärm, Licht und 
menschliche Anwesenheit auf. Für den Zeitraum der Bauarbeiten ist jedoch davon 
auszugehen, dass sich die Störung kurzzeitig intensivieren wird.  

Der Gebäudekomplex weist grundlegend die nötigen Strukturen für potenzielle Sommer- und 
Winterquartiere von Fledermäusen sowie Brutstätten von Vögeln auf. Es ist davon 

Streptopelia turtur (Q1/Q2) Turteltaube 
Nachweis 
'Brutvorkommen' ab 
2000 vorhanden 

S 

Strix aluco (Q1/Q2) Waldkauz 
Nachweis 
'Brutvorkommen' ab 
2000 vorhanden 

G 

Sturnus vulgaris (Q1/Q2) Star 
Nachweis 
'Brutvorkommen' ab 
2000 vorhanden 

unbek. 

Tyto alba (Q1/Q2) Schleiereule 
Nachweis 
'Brutvorkommen' ab 
2000 vorhanden 

G 

Vanellus vanellus (Q1/Q2) Kiebitz 
Nachweis 
'Brutvorkommen' ab 
2000 vorhanden 

U- 
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auszugehen, dass funktional bedeutende Lebensraumbestandteile durch die bau- und 
anlagenbestimmte Inanspruchnahme gefährdet sind. Mit der Folgenutzung (Wohn- und 
Gewerbefläche) werden entfallen diese Lebensraumbestandteile überweigend, da davon 
auszugehen ist, dass sich das Potenzial für Quartiere und Brutstätten durch das Bauvorhaben 
minimieren wird.  

Eine Zunahme von Kollisionsrisiken durch die geplanten Bauwerke in Abhängigkeit von der 
Gestaltung der Gebäude (insbesondere Verglasung) ist nicht gänzlich auszuschließen. 
Entsprechende Konflikte sowie Maßnahmen werden in Kap. 6 und Kap. 7 beschrieben. 

So sind als potenzielle Wirkfaktoren die bau- und anlagenbedingte Inanspruchnahme 
funktional bedeutender Lebensraumbestandteile (v. a. Beseitigung von Wandbegrünung und 
Gehölzstrukturen, Gebäudeabriss) relevant und werden im Folgenden geprüft. 

 

6. Betroffenheit der Arten 

Auf Grundlage der unter Kap. 4 ermittelten planungsrelevanten Arten wird nachfolgend 
erläutert, ob potenzielle Habitate im Bereich der Untersuchungsfläche vorhanden sind und 
somit von einem Vorkommen der Arten auszugehen ist. In diesem Fall wird unter 
Berücksichtigung der dargestellten Wirkfaktoren (vgl. Kap. 5) und der unter Kap. 7 erläuterten 
Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung, zum Risikomanagement sowie ggf. zum 
Ausgleich oder Ersatz abgeschätzt, ob Verstöße gegen die Zugriffsverbote des § 44 Abs. 1 
BNatSchG projektbedingt ausgelöst werden können. Die Maßstäbe für die Prüfung der 
Artenschutzbelange ergeben sich aus den in § 44 Abs. 1 BNatSchG formulierten 
Zugriffsverboten.  

Die einzelnen Arten werden in der weiteren Betrachtung zu ökologischen Gilden 
zusammengefasst. Unter ökologischen Gilden werden Gruppen von Arten verstanden, die 
gleiche oder ähnliche Umwelt-Ressourcen nutzen. Eine Art wird dabei jeweils nur einer Gilde 
zugeordnet. Die Beschreibungen der Lebensraumansprüche der einzelnen Arten sind dabei 
größtenteils dem Fachinformationssystem des LANUV (LANUV NRW 2019) entnommen 

Unter Berücksichtigung der Gebietsstruktur im Vorhabenbereich und Umfeld (vgl. Kap. 3) 
sowie der potenziell vorkommenden relevanten Arten (vgl. Kap. 4) ist das Vorkommen 
planungsrelevanter Arten wie folgt zu werten. 

 

6.1. Säugetiere (ohne Fledermäuse) 

Durch die Messtischblattabfrage liegen keine Hinweise auf planungsrelevante Säugetiere 
(außer Fledermäuse) vor. Im nördlichen Gebäude wurden jedoch Spuren des Steinmarders 
gefunden. 

Um ein Auslösen von Verbotstatbeständen gem. § 44 (1) Nr. 1 „Tötung / Verletzung von 
Tieren“, Nr. 2 „Störung von Tieren“ und Nr. 3 „Zerstörung von Fortpflanzungs- oder 
Ruhestätten“ auszuschließen, sind weitere Maßnahmen notwendig. 

 

6.2. Fledermäuse 

Hinweise auf acht Fledermausarten liegen durch die Messtischblattabfrage vor. Diese werden 
im Folgenden in gebäude- und baumbewohnende Arten unterteilt. 

Grundsätzlich ist eine Nutzung des betroffenen Geländes als Jagd- und Nahrungshabitat nicht 
ausgeschlossen. Da das Gebiet flächenmäßig klein ist und in der Umgebung großflächiger 
Ausweichraum gleicher Qualität zur Verfügung steht, ist jedoch ein Verlust essenzieller 
Nahrungshabitate für Fledermausarten sicher auszuschließen. Die allgemeine 
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Nahrungssituation wird sich durch das Vorhaben nicht relevant verändern, zumal aufgrund der 
Ähnlichkeit der Vor- und Folgenutzung die Fläche in vergleichbarer Qualität als Jagd- und 
Nahrungshabitat für Fledermäuse zur Verfügung stehen wird.  

 

Gebäudebewohnende Fledermäuse 
 
Zu den gebäudebewohnenden Fledermausarten zählen Breitflügelfledermaus, 
Zweifarbfledermaus und Zwergfledermaus. Auch die unten genannten, überwiegend 
baumbewohnenden Fledermausarten beziehen mitunter Quartiere in Gebäuden. 

Für den gesamten Gebäudebestand  kann aufgrund von Dachschäden, fehlender oder 
zerbrochener Fenster und zahllosen Rissen und Spalten von einer Zugänglichkeit für 
Fledermäuse in alle Räume ausgegangen werden. Der abzureißende Gebäudekomplex bietet 
daher ein hohes Quartierspotenzial für Fledermäuse. 

Sommerquartiere und Zwischenhangplätze können für den gesamten Bestand nicht 
ausgeschlossen werden, da mit Spalten, Rissen und Hohlräumen an Verkleidungen, Decken 
und Wänden sowie am Dach eine Vielzahl von Strukturen mit Quartierpotenzial gegeben ist. 

Sowohl die Kellerräume des nördlichen als auch südlichen Gebäudes bieten die Eignung als 
Winterquartier für Fledermäuse. Durch den anhaltenden Leerstand seit 2002 ist sie Möglichkeit 
der Annahme dieser Strukturen zur Überwinterung gegeben. Im Zuge der Ortsbegehung am 
10.12.2020 konnten zwar die Kellerräume der nördlichen und südlichen Gebäude ohne 
Fledermausnachweis oder -spuren gesichtet werden, allerdings kann diese Begehung keinen 
Anspruch auf Vollständigkeit erheben und stellt lediglich eine Momentaufnahme dar. 

Da der Dachstuhl ungedämmt und teilweise offen ist, ist hier von keiner Eignung als 
Winterquartier für Fledermäuse auszugehen. 

Um ein Auslösen von Verbotstatbeständen gem. § 44 (1) Nr. 1 „Tötung / Verletzung von 
Tieren“, Nr. 2 „Störung von Tieren“ und Nr. 3 „Zerstörung von Fortpflanzungs- oder 
Ruhestätten“ auszuschließen, sind weitere Maßnahmen notwendig. 

 

Baumbewohnende Fledermäuse 
Abendsegler, Braunes Langohr, Fransenfledermaus, Rauhautfledermaus und 
Wasserfledermaus sind Fledermäuse, die ihre Quartiere überwiegend in Bäumen 
(Baumhöhlen oder -spalten, unter Baumrinde etc.) beziehen. Quartiere an und in Gebäuden 
sind für einige dieser Arten vor allem in der Winterzeit möglich, weshalb sie bei den 
Maßnahmen für gebäudebewohnende Arten ebenfalls Berücksichtigung finden. 

Im Zuge der Planumsetzung werden keine Gehölze mit potenziellen Quartiersstrukturen für 
Fledermäuse in Anspruch genommen. 

Daher kann ein Auslösen von Verbotstatbeständen gem. § 44 (1) Nr. 1 „Tötung / 
Verletzung von Tieren“, Nr. 2 „Störung von Tieren“ und Nr. 3 „Zerstörung von 
Fortpflanzungs- oder Ruhestätten“ ausgeschlossen werden. 
 

6.3. Vögel 

Den Messtischblättern 4413-1/2 wurden 40 planungsrelevante Vogelarten entnommen.  

Ein potenziell erhöhtes Kollisionsrisiko mit den geplanten baulichen Anlagen kann nicht 
ausgeschlossen werden. Dabei ist insbesondere die Verglasung relevant. Aufgrund der 
Wandbegrünung im Westen des Plangebietes sowie der nahegelegenen innerstädtischen 
Grünanlagen (Kurpark, Parkfriedhof) sind attraktive Habitate für Vögel gegeben. Daher sollte 
möglichst auf transparente Glaseinbauten verzichtet werden, die die Sicht auf 



ProjektTeam GmbH  
BPlan Nr. 18, Werl 
Artenschutzprüfung (Stufe I)  

  
13 

dahinterliegende Grünhabitate ermöglichen und von vielen Vögeln nicht als Hindernis erkannt 
werden. Als weiterer Faktor spielt der Grad der Spiegelung eine bedeutende Rolle. Stark 
reflektierende Scheiben, die das gegenüberliegende Grünhabitat spiegeln, erhöhen das 
Kollisionsrisiko mancher Vogelarten. Besonders betroffen können davon Arten, wie Habicht, 
Sperber und auch Schwalben, sein. Folglich ist auf eine Verglasung mit hohem Reflexionsgrad 
möglichst zu verzichten oder Präventionsmaßnahmen zu ergreifen. Diese können mannigfaltig 
gestaltet sein, wie zum Beispiel die Verwendung von äußerlich angebrachten, textilen 
Insektenschutzgittern, Lamellen und Vorhängen, die unmittelbar an der Glasscheibe im 
Inneren angebracht sind oder auch eng bedruckten (Freibereich <10 cm) Glasscheiben (z. B. 
SCHMID ET AL. 2007). 

Grundsätzlich kann es durch die Vogelarten der verschiedenen Gilden zur Nutzung der 
Eingriffsfläche als Nahrungshabitat kommen. Aufgrund der kleinen räumlichen Ausdehnung 
des Plangebietes, der vorhandenen Ausweichflächen im Umland und der erneuten 
Verfügbarkeit als Nahrungshabitat ähnlicher Qualität nach Planumsetzung kommt es jedoch 
nicht zum Verlust eines essenziellen Nahrungshabitats. 

Diesbezüglich kann das Auslösen von Verbotstatbeständen gem. §44 BNatSchG 
ausgeschlossen werden. 

 

Wald-, Gebüsch- und Heckenbrüter 
Baumpieper, Bluthänfling, Girlitz, Kuckuck, Nachtigall, Neuntöter, Rotmilan, Turteltaube, 
Waldlaubsänger und Waldohreule zählen zur Gilde der Wald-, Gebüsch- und Heckenbrüter.  

Diese Arten besiedeln Gehölze unterschiedlichster Ausprägung. Als Neststandort dienen z.B. 
geschlossene oder lichte Laub- und Mischwälder, gehölzreiche Parkanlagen, verwilderte 
Gärten, gebüschreiches Grünland oder Feldgehölze. Diese nicht standorttreuen Arten 
wechseln ihre Fortpflanzungs- und Ruhestätten regelmäßig. Die Nestanlage erfolgt am Boden 
bzw. bodennah, in Büschen und Sträuchern oder auf Bäumen (Ausnahme: Kuckuck als 
Brutparasit).  

Im Zuge der Planumsetzung kommt es zu einem Eingriff in Flächen mit geringem Brutpotenzial 
(z.B. äußere Wandbegrünung im Westen) der oben genannten Arten. Im nahen Umfeld sind 
Brutvorkommen ebenfalls denkbar. 

Um ein Auslösen von Verbotstatbeständen gem. § 44 (1) Nr. 1 „Tötung / Verletzung von 
Tieren“, Nr. 2 „Störung von Tieren“ und Nr. 3 „Zerstörung von Fortpflanzungs- oder 
Ruhestätten“ auszuschließen, sind weitere Maßnahmen notwendig. 

 

Höhlen- und Halbhöhlenbrüter 
Feldsperling, Kleinspecht, Star, Steinkauz, Waldkauz und besiedeln Höhlen und Halbhöhlen. 
Während einige Vertreter dieser Gilde bereits vorhandene Höhlen nutzen (z.B. Feldsperling, 
Waldkauz), legen die Spechte eigenständig Bruthöhlen in Gehölzen an. 

Ein Höhlenpotenzial im bestehenden Gebäudekomplex ist vorhanden, sodass Brutvorkommen 
dieser Arten nicht gänzlich auszuschließen sind. Aufgrund der Innenstadtlage ist das Potenzial 
aber als gering zu bewerten. 

Um ein Auslösen von Verbotstatbeständen gem. § 44 (1) Nr. 1 „Tötung / Verletzung von 
Tieren“, Nr. 2 „Störung von Tieren“ und Nr. 3 „Zerstörung von Fortpflanzungs- oder 
Ruhestätten“ auszuschließen, sind weitere Maßnahmen notwendig. 
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Gebäudebewohnende Arten 
Rauchschwalbe, Turmfalke, Schleiereule und Mehlschwalbe gehören zu den Gebäudebrütern. 
Es handelt sich bei dieser Gilde um standorttreue Arten, denen Gebäudenischen, Dachböden 
und Fassaden als Neststandorte dienen. Zur Nahrungssuche werden brutplatznahe 
Offenlandbereiche aufgesucht.  

Zwar konnten bei der Ortsbegehung vom 10.12.2020 keine Anzeichen von Brutstätten dieser 
Arten gefunden werden, doch ist deren Vorkommen nicht gänzlich auszuschließen, da ein 
geringes Brutpotenzial (insbesondere Mehlschwalbe) an den Gebäuden besteht. 

Um ein Auslösen von Verbotstatbeständen gem. § 44 (1) Nr. 1 „Tötung / Verletzung von 
Tieren“, Nr. 2 „Störung von Tieren“ und Nr. 3 „Zerstörung von Fortpflanzungs- oder 
Ruhestätten“ auszuschließen, sind weitere Maßnahmen notwendig. 

 

Felsenbrüter 
Zu den Felsenbrütern gehört der Wanderfalke, welcher Felswände und hohe Gebäude (z.B. 
Kühltürme, Schornsteine, Kirchen) als Nistplatz nutzt.  

Der Vorhabenbereich weist keine entsprechenden Brutmöglichkeiten auf, sodass 
ausgeschlossen werden kann, dass Fortpflanzungs- oder Ruhestätten dieser Arten durch das 
Vorhaben beeinträchtigt werden. 

Daher kann ein Auslösen von Verbotstatbeständen gem. § 44 (1) Nr. 1 „Tötung / 
Verletzung von Tieren“, Nr. 2 „Störung von Tieren“ und Nr. 3 „Zerstörung von 
Fortpflanzungs- oder Ruhestätten“ ausgeschlossen werden. 
 

Horstbrüter 
Zu den Horstbrütern zählen Baumfalke, Habicht, Sperber, Mäusebussard und 
Wespenbussard.  

Die Arten dieser Gilde bauen zur Brut meist in Bäumen einen Horst. Im Wesentlichen sind 
diese Arten standort- und brutplatztreu, wobei dieselben Horste oft über viele Jahre genutzt 
werden. 

Im Zuge der Planumsetzung kommt es zu keinem Eingriff in Gehölzbestände mit Brutpotenzial 
der oben genannten Arten. Deren Vorkommen kann im Plangebiet ausgeschlossen werden. 

Daher kann ein Auslösen von Verbotstatbeständen gem. § 44 (1) Nr. 1 „Tötung / 
Verletzung von Tieren“, Nr. 2 „Störung von Tieren“ und Nr. 3 „Zerstörung von 
Fortpflanzungs- oder Ruhestätten“ ausgeschlossen werden. 
 

Wiesen- und Bodenbrüter 
Zu den Wiesen- und Bodenbrütern zählen Feldlerche, Feldschwirl, Kiebitz, Rebhuhn, 
Rohrweihe, Wiesenpieper, Wiesenweihe, Wachtel, Wachtelkönig. 

Eine offene, gehölzarme Kulturlandschaft prägt den Lebensraum dieser ökologischen Gilde. 
Die Nester werden am Boden oder bodennah angelegt. Die Nähe zu Siedlungen wird dabei in 
der Regel gemieden.  

Die vom Vorhaben betroffene Fläche ist als Lebensraum für Wiesen- und Bodenbrüter 
aufgrund der innerstädtischen Lage und des damit verbundenen Störpotenzials sowie der 
geringen räumlichen Ausdehnung ungeeignet. Sie kann keine Funktion als Fortpflanzungs- 
oder Ruhestätte für diese Arten übernehmen. 

Daher kann ein Auslösen von Verbotstatbeständen gem. § 44 (1) Nr. 1 „Tötung / 
Verletzung von Tieren“, Nr. 2 „Störung von Tieren“ und Nr. 3 „Zerstörung von 
Fortpflanzungs- oder Ruhestätten“ ausgeschlossen werden. 
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Gewässerbrüter 
Eisvogel, Krickente, Teichrohrsänger und Wasserralle nisten u.a. in Röhricht- und 
Schilfbeständen (z.B. Teichrohrsänger und Wasserralle) oder bauen ihre Brutröhren in 
Abbruchkanten und Steilufer von Fließgewässern (Eisvogel).  

Der Vorhabenbereich weist keine entsprechenden Gewässerstrukturen auf, sodass 
ausgeschlossen werden kann, dass Fortpflanzungs- oder Ruhestätten dieser Arten durch das 
Vorhaben beeinträchtigt werden. 

Daher kann ein Auslösen von Verbotstatbeständen gem. § 44 (1) Nr. 1 „Tötung / 
Verletzung von Tieren“, Nr. 2 „Störung von Tieren“ und Nr. 3 „Zerstörung von 
Fortpflanzungs- oder Ruhestätten“ ausgeschlossen werden. 
 
 
Zug- und Rastvögel 
Laut der Messtischblattabfrage kommen in dem betrachteten Gebiet einige Vogelarten mit 
Rast- bzw. Wintervorkommen vor. Darunter fallen die Arten Krickente, Kornweihe und 
Mornellregenpfeifer. 

Krickente und Kornweihe sind für ihr Vorkommen als Zug- oder Rastvogel an Gewässer, der 
Mornellregenpfeifer an offene Agrarflächen gebunden. Der Vorhabenbereich weist jedoch 
keine entsprechenden Strukturen auf, sodass ausgeschlossen werden kann, dass Rast- oder 
Wintervorkommen dieser Arten durch das Vorhaben beeinträchtigt werden.  

Daher kann ein Auslösen von Verbotstatbeständen gem. § 44 (1) Nr. 1 „Tötung / 
Verletzung von Tieren“, Nr. 2 „Störung von Tieren“ und Nr. 3 „Zerstörung von 
Fortpflanzungs- oder Ruhestätten“ ausgeschlossen werden. 
 

Nicht planungsrelevante Vogelarten 
Neben den genannten planungsrelevanten Vogelarten sind potenzielle Brutvorkommen 
einiger nicht-planungsrelevanter Arten (sog. Allerweltsvogelarten wie Amsel, Zaunkönig, 
Zilpzalp oder Rotkehlchen) im Vorhabenbereich nicht auszuschließen. Im Falle der 
Straßentaube konnten bei der Ortsbegehung vom 10.12.2020 Nachweise von Bruten im 
südlichen Gebäude festgestellt werden. Da diese Art ganzjährig brüten kann, sind 
entsprechende Maßnahmen zu ergreifen (vgl. Kap. 7). 

Um ein Auslösen von Verbotstatbeständen gem. § 44 (1) Nr. 1 „Tötung / Verletzung von 
Tieren“, Nr. 2 „Störung von Tieren“ und Nr. 3 „Zerstörung von Fortpflanzungs- oder 
Ruhestätten“ auszuschließen, sind weitere Maßnahmen notwendig. 

 

7. Vermeidungsmaßnahmen 

Wie in Kap. 6 beschrieben, sind Vermeidungsmaßnahmen notwendig, um ein Auslösen von 
Verbotstatbeständen gem. § 44 (1) Nr. 1 „Tötung / Verletzung von Tieren“, Nr. 2 „Störung von 
Tieren“ und Nr. 3 „Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten“ auszuschließen. 

Hinsichtlich der gebäudebewohnenden Fledermausarten können Tötungen und Zerstörung 
von Sommerquartieren im Rahmen der Abrissarbeiten über eine Zeitenregelung verhindert 
werden. Der Abriss und die Baufeldfreimachung haben demzufolge in den Wintermonaten, 
d.h. vom 15.11. bis 28.02. jeden Jahres, zu erfolgen. 

Da die Nutzung der Kellerräume als Winterquartier nicht ausgeschlossen werden konnte, sind 
diese vor Beginn des Abrisses von einer fachkundigen Person auf Fledermäuse zu überprüfen. 
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Sofern ein Besatz bei den Kontrollen festgestellt wird, ist die zuständige Naturschutzbehörde 
zu informieren und das weitere Vorgehen abzusprechen. 

Bei Umsetzung der oben beschriebenen Vermeidungsmaßnahmen können 
Verbotstatbestände gem. § 44 (1) Nr. 1 „Tötung / Verletzung von Tieren“, Nr. 2 „Störung 
von Tieren“ und Nr. 3 „Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten“ durch das 
Vorhaben für potenziell vorkommende Fledermausarten ausgeschlossen werden. 

 

Bezugnehmend auf die potenziellen planungsrelevanten sowie der potenziellen nicht-
planungsrelevanten Vogelarten im Plangebiet selbst, ist durch eine Zeitenregelung eine 
Störung und Inanspruchnahme von Nestern durch direkte Zerstörung mit der Gefahr der 
Tötung von Tieren auszuschließen. Die zeitlichen Vorgaben für den Abriss und der 
Baufeldfreimachung erstrecken sich dabei vom 01.10. bis 28.02. eines jeden Jahres. 

Da die Funktion als Fortpflanzungs- und Ruhestätte der Gebäude für die Straßentaube 
nachgewiesen wurde und diese Art ganzjährig brüten kann, ist vor Beginn der Bauarbeiten 
durch eine fachkundige Person eine Störung oder Inanspruchnahme von Nestern 
auszuschließen. Außerdem ist darauf zu achten, dass sich zum Zeitpunkt des Beginns der 
Baumaßnahmen kein Individuum dieser Art im Gebäude aufhält, um die Gefahr einer Tötung 
zu vermeiden. 

Abweichungen sind nach fachlicher Begründung (z.B. definitiver Ausschluss relevanter 
Funktionen) in Abstimmung mit der zuständigen Naturschutzbehörde möglich. 

Bei Umsetzung der oben beschriebenen Vermeidungsmaßnahmen können 
Verbotstatbestände gem. § 44 (1) Nr. 1 „Tötung / Verletzung von Tieren“, Nr. 2 „Störung 
von Tieren“ und Nr. 3 „Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten“ durch das 
Vorhaben für potenziell vorkommende Vogelarten ausgeschlossen werden. 

 

Da Spuren für das Vorkommen des Steinmarders im gesamten Gebäudekomplex gefunden 
wurden, ist vor Baubeginn durch eine fachkundige Person auszuschließen, dass sich ein 
Individuum dieser Art im Gebäude aufhält. 

Bei Umsetzung der oben beschriebenen Vermeidungsmaßnahmen können 
Verbotstatbestände gem. § 44 (1) Nr. 1 „Tötung / Verletzung von Tieren“, Nr. 2 „Störung 
von Tieren“ und Nr. 3 „Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten“ durch das 
Vorhaben für potenziell vorkommende Vogelarten ausgeschlossen werden. 

 

8. Fazit und Bewertung des weiteren Untersuchungsbedarfs 

Unter Berücksichtigung der im Vorhabenbereich und seinem Umfeld nachgewiesenen und 
potenziell vorkommenden Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie und wildlebender 
Vogelarten sowie der Art des Vorhabens ergibt sich die Notwendigkeit einer erneuten 
Überprüfung vor Baubeginn. 

Unter Einhaltung der in Kap. 7 genannten Vermeidungsmaßnahmen können relevante 
Beeinträchtigungen aller artenschutzrelevanten Arten und das Eintreten der 
Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG ausgeschlossen werden.  

Unter dieser Voraussetzung besteht kein Bedarf einer vertiefenden Artenschutzprüfung. 
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9.2. Gesetze, Verordnungen und Richtlinien 
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Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 (BGBl I S. 2542), das durch Artikel 2 
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FFH-RICHTLINIE (FLORA-FAUNA-HABITAT RICHTLINIE - 92/43/EWG): Richtlinie des Rates der 
europäischen Gemeinschaft vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen 
Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen (92/43/EWG des Rates), 
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V-RL (VOGELSCHUTZRICHTLINIE - 2009/147/EG): Vogelschutzrichtlinie (2009/147/EG) des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. November 2009 über die 
Erhaltung der wildlebenden Vogelarten. 
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Anwendung der nationalen Vorschriften zur Umsetzung der Richtlinien 92/43/EWG 
(FFH-RL) und 2009/147/EG (V-RL) zum Artenschutz bei Planungs- oder 
Zulassungsverfahren (VV-Artenschutz) Rd.Erl. d. Ministeriums für Klimaschutz, 
Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz NRW v. 06.06.2016. 

 

 


